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Rates über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Union 
und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 2012/2002, (EU) 
Nr. 1296/2013, (EU) Nr. 1301/2013, (EU) Nr. 1303/2013, EU 
Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, (EU) Nr. 1316/2013, (EU) 
Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 des Europäischen Parlaments und des 
Rates und des Beschlusses Nr. 541/2014/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates (Omnibus-Vorschlag) (erste Lesung) 
− Analyse des endgültigen Kompromisstextes im Hinblick auf eine 

Einigung 
  

ERGEBNISSE DER TRILOGE1,2 

                                                 
1 Änderungen gegenüber dem Kommissionsvorschlag sind durch Fettdruck und [...] 

gekennzeichnet. 
2 Der Text in eckigen Klammern ([...]) bezieht sich auf Querverweise auf die Haushaltsordnung 

oder auf steuerliche Vorschriften, die an die entsprechenden – noch zu vereinbarenden – 
Vorschriften im Teil über die Haushaltsordnung angepasst werden müssen (siehe 
Dok. 15783/17 ADD 1). 
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ANLAGE 

2016/0282 (COD) 

Vorschlag für eine 

VERORDNUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Union und zur Änderung der 

Verordnungen (EG) Nr. 2012/2002, (EU) Nr. 1296/2013, (EU) Nr. 1301/2013, (EU) 

Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, [...] (EU) Nr. 1309/2013, (EU) Nr. 1316/2013, (EU) 

Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 [...] des Europäischen Parlaments und des Rates und des 

Beschlusses Nr. 541/2014/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

(170) Um sicherzustellen, dass mit dem Programm der Europäischen Union für Beschäftigung und 

soziale Innovation (EaSI) rasch angemessene Mittel zur Unterstützung neuer politischer 

Prioritäten bereitgestellt werden können, sollten die vorläufigen Anteile für jedes der drei 

Unterprogramme und die Mindestprozentsätze für jede der thematischen Prioritäten innerhalb 

dieser Unterprogramme größere Flexibilität ermöglichen, wobei ein hohes Niveau der 

Unterstützung für grenzüberschreitende EURES-Partnerschaften beibehalten werden 

sollte. Dadurch dürfte sich die Verwaltung des Programms verbessern, und Haushaltsmittel 

können auf solche Maßnahmen fokussiert werden, die bessere Ergebnisse in den Bereichen 

Beschäftigung und Soziales erzielen. 

(171) Um Investitionen in kulturelle und nachhaltige touristische Infrastruktur zu fördern, und zwar 

unbeschadet der uneingeschränkten Anwendung des EU-Umweltrechts, insbesondere der 

Richtlinie über die strategische Umweltprüfung bzw. der Richtlinie über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung, sollten bestimmte Einschränkungen in Bezug auf den 

Umfang der Unterstützung für solche Investitionen präzisiert [...] werden. Daher müssen ab 

dem [ABl. bitte einfügen: Datum des Inkrafttretens dieser Verordnung] klare 

Einschränkungen im Hinblick auf eine Begrenzung der Beitragsumfangs des EFRE zu 

solchen Investitionen eingeführt werden. 
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(172) Zur Bewältigung der Herausforderungen infolge des steigenden Zustroms von Migranten und 

Flüchtlingen sollten explizit die Ziele genannt werden, zu denen der EFRE bei der 

Unterstützung von Migranten und Flüchtlingen beitragen kann, damit die Mitgliedstaaten 

Investitionen bereitstellen können, die gezielt den legal aufhältigen 

Drittstaatsangehörigen – einschließlich Asylbewerbern und Personen, die 

internationalen Schutz genießen – zugute kommen. 

(173) Da die Änderung der Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen 

Parlaments und des Rates1 günstigere Bedingungen für bestimmte Einnahmen 

erwirtschaftende Vorhaben vorsieht, für die Unterstützungsbeträge oder -sätze in [...] der 

EMFF-Verordnung festgelegt sind, ist es notwendig, für diese Bestimmungen einen anderen 

Tag des Inkrafttretens festzulegen, sodass eine Gleichbehandlung der auf Grundlage der 

Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 unterstützten Vorhaben gewährleistet ist. 

(174) Um die Umsetzung von Vorhaben zu erleichtern, sollte der Kreis der potenziellen 

Begünstigten vergrößert werden. Auch natürliche Personen sollten für kohäsionspolitische 

Unterstützung infrage kommen, und bei der Definition des Begriffes "Begünstigter" im 

Kontext staatlicher Beihilferegelungen sollte mehr Flexibilität angewendet werden. 

(174a) In der Praxis gelten makroregionale Strategien als durch die Annahme von 

Schlussfolgerungen des Rates vereinbart. Wie dies seit Inkrafttreten der 

Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 der Fall ist, können diese Schlussfolgerungen vom 

Europäischen Rat unter Berücksichtigung der Befugnisse dieses Organs nach 

Artikel 15 EUV gegebenenfalls gebilligt werden. 

                                                 
1 Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

17. Dezember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds, den 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums und den 
Europäischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen über den 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den 
Kohäsionsfonds und den Europäischen Meeres- und Fischereifonds und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 320). 
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(175) Um eine wirtschaftliche Haushaltsführung im Zusammenhang mit ESI-Fonds zu 

gewährleisten, die in geteiltem Haushaltsvollzug verwaltet werden, und die Pflichten der 

Mitgliedstaaten eindeutiger festzulegen, sollte in den allgemeinen Grundsätzen ausdrücklich 

auf die in der Haushaltsordnung festgelegten Grundsätze der internen Kontrolle des 

Haushaltsvollzugs sowie der Vermeidung von Interessenkonflikten verwiesen werden. 

(176) Wenn thematische Ziele in den fondsspezifischen Regelungen in Prioritäten umgesetzt 

werden, sollte sichergestellt werden, dass diese Prioritäten die angemessene Nutzung jedes 

Fonds für die genannten Bereiche abdecken, damit eine Maximierung der Synergien aller 

Fonds der Union im Hinblick auf eine wirksame Bewältigung der Herausforderungen in den 

Bereichen Migration und Asyl erzielt wird. Gegebenenfalls sollte eine Koordinierung mit 

dem Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds sichergestellt werden. 

(177) Um die Kohärenz der Planungsregelungen sicherzustellen, sollten 

Partnerschaftsvereinbarungen und [...] die von der Kommission im vorausgegangenen 

Kalenderjahr gebilligten Programmänderungen einmal pro Jahr miteinander in Einklang 

gebracht werden. 

(178) [...] 

(179) Um die Vorbereitung und Umsetzung der von der örtlichen Bevölkerung betriebenen 

Strategien für lokale Entwicklung zu erleichtern, sollte der federführende Fonds 

Vorbereitungs-, Betriebs- und Sensibilisierungskosten abdecken können. 

(180) Um die Umsetzung der von der örtlichen Bevölkerung betriebenen Strategien für lokale 

Entwicklung sowie integrierter territorialer Investitionen zu erleichtern, sollten die 

Funktionen und Zuständigkeiten der lokalen Aktionsgruppen (im Falle der von der örtlichen 

Bevölkerung betriebenen Strategien für lokale Entwicklung) bzw. der lokalen Behörden, 

Einrichtungen für regionale Entwicklung und Nichtregierungsorganisationen (im Falle 

integrierter territorialer Investitionen) im Verhältnis zu anderen am Programm beteiligten 

Einrichtungen eindeutiger festgelegt werden. Eine Benennung als zwischengeschaltete 

Einrichtung sollte nur dann erforderlich sein, wenn die betreffenden Einrichtungen Aufgaben 

ausführen, die über die im relevanten Artikel beschriebenen Aufgaben hinausgehen, oder 

wenn dies gemäß den fondsspezifischen Regelungen obligatorisch ist. 
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(181) Verwaltungsbehörden sollte ausdrücklich die Möglichkeit eingeräumt werden, 
Finanzierungsinstrumente durch Direktvergabe an die EIB und internationale 
Finanzinstitutionen (IFI) umzusetzen. 

(182) Viele Mitgliedstaaten verfügen über öffentliche Banken oder [...]Institute mit einem 
politischen Mandat zur Förderung [...] von Maßnahmen zur wirtschaftlichen Entwicklung. 
Solche Banken und [...]Institute verfügen über spezifische Merkmale (Eignerstruktur, 
Entwicklungsmandat, kein vorrangiges Gewinnmaximierungsziel), durch die sie sich von 
privaten Geschäftsbanken unterscheiden. Sie haben insbesondere die Aufgabe, Marktversagen 
auszugleichen, etwa wenn die in bestimmten Regionen oder für bestimmte Politikbereiche 
oder Sektoren von Geschäftsbanken angebotenen Finanzdienstleistungen unzureichend sind. 
Diese öffentlichen Banken oder [...]Institute sind gut geeignet, um den Zugang zu den ESI-
Fonds zu fördern und zugleich Wettbewerbsneutralität zu gewährleisten. Durch deren 
besondere Funktion und deren spezifischen Eigenschaften können die Mitgliedstaaten 
verstärkt Finanzierungsinstrumente zur Bereitstellung von ESI-Fonds einsetzen, um so die 
Wirkung dieser Fonds in der Realwirtschaft zu maximieren. Ein solches Ergebnis stünde im 
Einklang mit der Politik der Kommission, die Funktion solcher Banken und Institute als 
Fondsmanager zu unterstützen, und zwar sowohl beim Einsatz der ESI-Fonds als auch bei der 
Kombination von ESI-Fonds mit EFSI-Finanzierungen, worauf insbesondere in der 
Investitionsoffensive für Europa verwiesen wird. Unbeschadet der Aufträge, die für den 
Einsatz von Finanzierungsinstrumenten in Einklang mit anwendbarem Recht bereits 
vergeben wurden, [...] ist es angebracht zu verdeutlichen, dass Verwaltungsbehörden die 
Möglichkeit [...] haben, entsprechende Aufträge direkt an solche öffentlichen Banken und 
[...]Institute zu vergeben. Um jedoch sicherzustellen, dass diese Möglichkeit der 
Direktvergabe auch mit den Grundsätzen des Binnenmarktes in Einklang steht, sollten strenge 
Auflagen festgelegt werden, die die öffentlichen Banken und [...]Institute erfüllen müssen, 
damit diese Regelung anwendbar ist. Zu diesen Auflagen gehört, dass keine direkte private 
Kapitalbeteiligung bestehen sollte, mit Ausnahme nicht beherrschender Formen der 
privaten Kapitalbeteiligung und Formen der privaten Kapitalbeteiligung ohne 
Sperrminorität entsprechend den Anforerungen der Richtlinie 2014/24/EU. Darüber 
hinaus – aber strikt beschränkt auf den Geltungsbereich dieser Verordnung – sollte es 
öffentlichen Banken oder Instituten auch erlaubt sein, Finanzierungsinstrumente 
einzusetzen, wenn eine private Kapitalbeteiligung keinen Einfluss auf Entscheidungen in 
Bezug auf die laufende Verwaltung des aus den ESI-Fonds unterstützten 
Finanzierungsinstruments hat. 
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(183) Um die [...] Möglichkeit eines Beitrags aus dem EFRE und dem ELER zu gemeinsamen 

unbegrenzten Garantien und zur Verbriefung von Finanzierungsinstrumenten 

beizubehalten, sollte festgelegt werden, dass die Mitgliedstaaten während des gesamten 

Programmplanungszeitraums [...] Beiträge zu [...] solchen Instrumenten leisten können; 

ferner sollten die für diese Option relevanten Bestimmungen, z. B. über Ex-ante-Bewertungen 

und Evaluierungen, aktualisiert oder für den EFRE die Möglichkeit eingeführt werden, die 

Programmplanung auf der Ebene der Prioritätsachsen durchzuführen. 

(184) Mit der Annahme der Verordnung (EU) 2015/1017 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 25. Juni 2015 über den Europäischen Fonds für strategische Investitionen, die 

europäische Plattform für Investitionsberatung und das europäische 

Investitionsvorhabenportal – der Europäische Fonds für strategische Investitionen – sollten 

die Mitgliedstaaten in die Lage versetzt werden, ESI-Fonds zu nutzen, um Beiträge zur 

Finanzierung förderfähiger Projekte zu leisten, die [...] aus dem EFSI [...] unterstützt werden. 

Es sollte eine spezifische Bestimmung eingeführt werden, mit der die Modalitäten und 

Bedingungen festgelegt werden, die eine bessere Interaktion und größere Komplementarität 

ermöglichen, sodass im Rahmen der EFSI-EU-Garantie die Möglichkeit der Kombination von 

ESI-Fonds mit Finanzprodukten der EIB erleichtert wird. 

[(184a)] Bei der Wahrnehmung ihrer Tätigkeiten sollten die mit der Umsetzung von 

Finanzierungsinstrumenten betrauten Einrichtungen – im Einklang mit den 

Rechtsvorschriften der Union und unter umfassender Berücksichtigung der 

einschlägigen Grundsätze und Leitlinien, die in den Schlussfolgerungen des Rates, 

insbesondere denen vom 8. November 2016 (veröffentlicht im ABl. C 461 vom 

10.12.2016, S. 2–5) und speziell in deren Anlage, vorgegeben sind – keine Mechanismen 

der Steuerumgehung und insbesondere keine Strategien der aggressiven Steuerplanung 

einsetzen oder sich daran beteiligen. 
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(185) Zur Vereinfachung und Harmonisierung der Kontroll- und Prüfungsanforderungen und zur 

Verbesserung der Rechenschaftspflicht im Zusammenhang mit von der EIB und anderen 

internationalen Finanzinstitutionen umgesetzten Finanzierungsinstrumenten ist es notwendig, 

die Bestimmungen über die Verwaltung und Kontrolle von Finanzierungsinstrumenten 

zwecks Erleichterung des Prozesses für die Erlangung der Zuverlässigkeitsgewähr zu ändern. 

Diese Änderung berührt nicht die geltenden Vorschriften, wie sie in Artikel 40 der 

Dachverordnung für Finanzierungsinstrumente gemäß Artikel 38 Absatz 1 Buchstabe a 

und Artikel 39 der Dachverordnung festgelegt und durch eine vor dem Inkrafttreten 

dieser Verordnung unterzeichneten Finanzierungsvereinbarung eingeführt wurden. 

(186) Um einheitliche Bedingungen für die Umsetzung der vorliegenden Verordnung zu 

gewährleisten, sollten der Kommission Durchführungsbefugnisse in Bezug auf die Vorlagen 

für Kontrollberichte und jährliche Prüfberichte gemäß Artikel 40 Absatz 1 der 

Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 übertragen werden. Diese Befugnisse sollten im Einklang 

mit der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates1 ausgeübt 

werden. 

(187) Im Interesse der Kohärenz mit der Handhabung von Finanzkorrekturen während des 

Programmplanungszeitraums 2007-2013 ist zu verdeutlichen, dass es im Falle von 

Finanzierungsinstrumenten möglich sein sollte, einzelne Unregelmäßigkeiten innerhalb 

desselben Vorhabens durch ordnungsgemäße Ausgaben zu ersetzen, sodass die entsprechende 

Finanzkorrektur keinen Nettoverlust für das Vorhaben mit dem Finanzierungsinstrument zur 

Folge hat. 

(187a) Um mehr Zeit für die Unterzeichnung von Finanzierungsvereinbarungen zu gewähren, 

die die Nutzung eines Treuhandkontos für Auszahlungen nach Ende des 

Förderzeitraums für eigenkapitalbasierte Instrumente erlauben, sollte die Frist für die 

Unterzeichnung dieser Finanzierungsvereinbarungen bis zum 31. Dezember 2018 

verlängert werden. 

                                                 
1 Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 

2011 zur Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsätze, nach denen die Mitgliedstaaten 
die Wahrnehmung der Durchführungsbefugnisse durch die Kommission kontrollieren 
(ABl. L 55 vom 28.2.2011, S. 13). 
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(188) Um Anreize für [...] nach dem Prinzip der Marktwirtschaft handelnde Investoren zu 

schaffen, sich an gemeinsamen Investitionen in Projekte mit politischen Zielsetzungen zu 

beteiligen, sollte der Begriff der differenzierten Behandlung von Investoren eingeführt 

werden, dem zufolge ESI-Fonds unter spezifischen Bedingungen nachrangig gegenüber [...] 

einem nach dem Prinzip der Marktwirtschaft handelnden Investor [...] und 

Finanzprodukten der EIB mit EFSI-EU-Garantie sein können. Zugleich sollten die 

Bedingungen für die Anwendung einer solchen differenzierten Behandlung bei der 

Umsetzung von ESI-Fonds festgelegt werden. 

(189) Angesichts des anhaltenden Niedrigzinsumfelds und um Einrichtungen, die 

Finanzierungsinstrumente umsetzen, nicht unangemessen zu benachteiligen, sollte es – sofern 

eine aktive, sorgfältige Mittelverwaltung gewährleistet ist – ermöglicht werden, negative 

Zinsen, die sich aus Investitionen von ESI-Fonds gemäß Artikel 43 der Dachverordnung 

ergeben, aus Rückflüssen in das Finanzierungsinstrument zu finanzieren. 

(190) Eine Anpassung von Artikel 46 der Dachverordnung ist erforderlich, um die 

Berichterstattungsanforderungen an den neuen Artikel 43a über die differenzierte Behandlung 

von Investoren anzugleichen und Doppelungen zwischen dem "Wert der Investitionen" in 

Artikel 46 Absatz 2 Buchstabe h und "Beteiligungsinvestitionen" in Artikel 46 Absatz 2 

Buchstabe i zu vermeiden. 

(191) Um die Umsetzung der ESI-Fonds zu erleichtern, ist es notwendig, den Mitgliedstaaten die 

Möglichkeit der Direktvergabe bei Maßnahmen der technischen Hilfe zu geben, die von der 

EIB bzw. dem EIF, anderen IFI und öffentlichen Banken und Finanzinstituten umgesetzt 

werden. 

(191-a) Um die Bedingungen für Vorhaben, die nach ihrem Abschluss Nettoeinnahmen 

erwirtschaften, weiter zu harmonisieren, sollten die Bestimmungen dieser Verordnung 

für bereits ausgewählte, aber noch laufende Vorhaben und für Vorhaben, die in diesem 

Programmplanungszeitraum noch auszuwählen sind, gelten. 

(191a) Um einen starken Anreiz für die Durchführung von Energieeffizienzmaßnahmen zu 

schaffen, sollten Kosteneinsparungen, die aus einer durch ein Vorhaben bewirkten 

Steigerung der Energieeffizienz resultieren, nicht als Nettoeinnahmen behandelt 

werden. 
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(192) Um die Umsetzung von Einnahmen erwirtschaftenden Vorhaben zu erleichtern, sollte es 

zulässig sein, den Kofinanzierungssatz jederzeit während der Programmdurchführung zu 

verringern, und es sollten Möglichkeiten für die Festlegung von prozentualen Pauschalsätzen 

für Nettoeinnahmen auf nationaler Ebene geschaffen werden. 

(193) Aufgrund der späten Annahme der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 des Europäischen 

Parlaments und des Rates und der Tatsache, dass mit dieser Verordnung Beihilfeintensitäten 

festgelegt wurden, ist es erforderlich, für den EMFF bestimmte Ausnahmen in Bezug auf 

Einnahmen schaffende Vorhaben festzulegen. 

(194) Um den Verwaltungsaufwand für die Begünstigten zu verringern, sollte der Schwellenwert 

angehoben werden, bis zu dem bestimmte Vorhaben von der Berechnung und 

Berücksichtigung von während der Umsetzung generierten Einnahmen ausgenommen sind. 

(195) Um Synergien zwischen den ESI-Fonds und anderen Unionsinstrumenten zu erleichtern, 

können getätigte Ausgaben in einem vorab festgelegten Anteilsverhältnis aus verschiedenen 

ESI-Fonds und Unionsinstrumenten erstattet werden. 

(196) Um die Verwendung von Pauschalbeträgen zu fördern und angesichts der Tatsache, dass 

Pauschalbeträge auf einer fairen, ausgewogenen und überprüfbaren Berechnungsmethode 

basieren müssen, die eine wirtschaftliche Verwendung der Mittel gewährleistet, sollte die 

Obergrenze für die Verwendung von Pauschalbeträgen gestrichen werden. 

(197) Um den Verwaltungsaufwand bei der Projektdurchführung durch die Begünstigten zu 

verringern, sollte für die Finanzierung auf Basis von Bedingungen, die nicht die 

Vorhabenkosten betreffen, eine neue Art vereinfachter Kostenoption eingeführt werden. 
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(197a) Um den damit verbundenen Verwaltungsaufwand zu verringern und die für die 

Mittelverwendung geltenden Vorschriften zu vereinfachen, sollten die Mitgliedstaaten in 

zunehmendem Maße von vereinfachten Kostenoptionen Gebrauch zu machen. 

(198) Gemäß Artikel 71 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 gilt die Verpflichtung zur 

Gewährleistung der Dauerhaftigkeit von Investitionsvorhaben ab der Abschlusszahlung an 

den Begünstigten; da beim Leasingkauf neuer Maschinen und Ausrüstungsgegenstände die 

Abschlusszahlung jedoch am Ende der Vertragslaufzeit erfolgt, sollte diese Verpflichtung für 

diese Art von Investitionen nicht gelten. 

(199) Vorbehaltlich der einschlägigen Übergangsbestimmungen nach Maßgabe dieser 

Verordnung sollte im Interesse einer breiten Anwendung vereinfachter Kostenoptionen [...] 

für den EFRE und den ESF bei Vorhaben unterhalb einer bestimmten Schwelle die 

verpflichtende Verwendung von standardisierten Sätzen für Kosten je Einheit, von 

Pauschalbeträgen und von Pauschalsätzen vorgesehen werden. Die Verwaltungsbehörde 

sollte die Möglichkeit haben, den Übergangszeitraum um einen Zeitraum zu verlängern, 

den sie für angebracht hält, wenn sie der Auffassung ist, dass diese Verpflichtung einen 

unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand verursacht. Diese Verpflichtung sollte nicht 

für Vorhaben gelten, für die eine Unterstützung im Rahmen staatlicher 

Beihilferegelungen, die keine De-minimis-Beihilfe darstellt, gewährt wird; bei diesen 

Vorhaben sollten alle Formen von Finanzhilfen und rückzahlbarer Unterstützung 

weiterhin eine Option sein. Zugleich sollte für alle ESI-Fonds die Möglichkeit geschaffen 

werden, Haushaltsentwürfe als zusätzliche Methode zur Festlegung vereinfachter Kosten zu 

nutzen. 
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(200) Um eine frühzeitige, stärker zielgerichtete Anwendung vereinfachter Kostenoptionen zu 
erleichtern, sollte der Kommission die Befugnis zum Erlass von Rechtsakten gemäß 
Artikel 290 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union in Bezug auf 
Folgendes übertragen werden: [...] Ergänzung der Bestimmungen über standardisierte 
Sätze für Kosten je Einheit und Pauschalfinanzierungen sowie die faire, ausgewogene und 
überprüfbare Berechnungsmethode für deren Festlegung [...] und Festlegung der genauen 
Modalitäten für eine Finanzierung, die nicht auf den Kosten, sondern auf der Erfüllung von 
Bedingungen basiert, die mit der Erzielung von Fortschritten bei der Umsetzung oder mit der 
Erreichung von Programmzielen verknüpft sind, sowie für deren Anwendung. Es ist von 
besonderer Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene 
Konsultationen, auch auf der Ebene von Sachverständigen, durchführt, und dass diese 
Konsultationen mit den Grundsätzen in Einklang stehen, die in der Interinstitutionellen 
Vereinbarung über bessere Rechtsetzung vom 13. April 2016 niedergelegt wurden. Um 
insbesondere eine gleichberechtigte Beteiligung an der Ausarbeitung der delegierten 
Rechtsakte zu gewährleisten, erhalten das Europäische Parlament und der Rat alle Dokumente 
zur gleichen Zeit wie die Sachverständigen der Mitgliedstaaten, und ihre Sachverständigen 
haben systematisch Zugang zu den Sitzungen der Sachverständigengruppen der Kommission, 
die mit der Ausarbeitung der delegierten Rechtsakte befasst sind. 

(201) Um den Verwaltungsaufwand zu verringern, sollten verstärkt Pauschalsätze verwendet 
werden, für die die Mitgliedstaaten keine Methodik festlegen müssen. Daher sollten zwei 
zusätzliche Arten von Pauschalsätzen eingeführt werden: einer zur Berechnung der direkten 
Personalkosten und ein weiterer zur Berechnung der restlichen förderfähigen Kosten auf Basis 
der Personalkosten. Zudem sollten die Methoden zur Berechnung der Personalkosten 
präzisiert werden. 

(202) Um die Effektivität und die Wirkung der Vorhaben zu verbessern, sollte die Umsetzung von 
landesweiten Vorhaben sowie von Vorhaben, die verschiedene Programmbereiche abdecken, 
erleichtert werden, und für bestimmte Investitionen sollten mehr Möglichkeiten zur 
Berücksichtigung von Ausgaben außerhalb der Union geschaffen werden. 

(203) Um die Mitgliedstaaten dazu anzuhalten, von der Beurteilung von Großprojekten durch 
unabhängige Sachverständige Gebrauch zu machen, sollte es zulässig sein, der Kommission 
vor der positiven Beurteilung durch den unabhängigen Sachverständigen eine 
Ausgabenerklärung für das Großprojekt vorzulegen, sofern die Kommission zuvor darüber in 
Kenntnis gesetzt wurde, dass die relevanten Informationen an den unabhängigen 
Sachverständigen übermittelt wurden. 
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(204) Um die Verwendung gemeinsamer Aktionspläne zu fördern, die den Verwaltungsaufwand für 

die Begünstigten verringern, ist es notwendig, die rechtlichen Auflagen für die Aufstellung 

eines gemeinsamen Aktionsplans zu reduzieren; gleichzeitig sollte ein angemessener 

Schwerpunkt auf horizontalen Grundsätzen, einschließlich der Gleichstellung der 

Geschlechter und nachhaltiger Entwicklung, beibehalten werden, durch die bedeutende 

Beiträge zur wirksamen Umsetzung der ESI-Fonds erwirtschaftet wurden. 

(205) Um unnötigen Verwaltungsaufwand für die Begünstigten zu vermeiden, sollten die 

Bestimmungen über Information und Kommunikation dem Grundsatz der 

Verhältnismäßigkeit entsprechen. Daher ist es wichtig, den Anwendungsbereich der 

Bestimmungen über Information und Kommunikation klar abzugrenzen. 

(206) Um den Verwaltungsaufwand zu verringern und einen wirksamen Einsatz technischer Hilfe in 

allen Fonds und Regionenkategorien zu gewährleisten, sollte mehr Flexibilität bei der 

Berechnung und Überwachung der jeweiligen Höchstwerte für technische Hilfe für die 

Mitgliedstaaten eingeräumt werden. 

(207) Um die Umsetzungsstrukturen zu straffen, sollte präzisiert werden, dass auch bei Programmen 

im Rahmen des Ziels "Europäische territoriale Zusammenarbeit" die Verwaltungsbehörde, die 

Bescheinigungsbehörde und die Prüfbehörde Teil derselben öffentlichen Einrichtung sein 

können. 

(208) Die Zuständigkeiten der Verwaltungsbehörden bei der Überprüfung von Ausgaben im Falle 

der Verwendung vereinfachter Kostenoptionen sollten genauer ausgeführt werden. 

(209) Um sicherzustellen, dass die Begünstigen bei der Umsetzung der ESI-Fonds und des 

Europäischen Hilfsfonds für die am stärksten benachteiligten Personen (FEAD) voll vom 

Vereinfachungspotenzial von E-Governance-Lösungen profitieren können, insbesondere im 

Hinblick auf die Möglichkeit einer vollständig elektronischen Dokumentenverwaltung, sollte 

verdeutlicht werden, dass Papierunterlagen nicht erforderlich sind, wenn bestimmte 

Bedingungen erfüllt werden. 
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(209a) Um die Verhältnismäßigkeit der Kontrollen zu steigern und den Verwaltungsaufwand 

insbesondere für kleine Begünstigte zu verringern, indem Überschneidungen von 

Kontrollen vermieden werden, sollte – ohne dass der Grundsatz der wirtschaftlichen 

Haushaltsführung in Frage gestellt würde – für die Fonds und den EMFF der 

Grundsatz der einzigen Prüfung gelten, und die Schwellenwerte, unterhalb deren eine 

Maßnahme nicht mehr als einer Prüfung unterzogen wird, sollten verdoppelt werden. 

(209b) Es ist wichtig, die ESI-Fonds stärker ins Blickfeld zu rücken und ihre Ergebnisse und 

Erfolge der breiten Öffentlichkeit bewusst zu machen. Auch in Zukunft kommt es im 

Wesentlichen auf die Informations- und Kommunikationsmaßnahmen an, um die 

erreichten Ziele der ESI-Fonds bekannt zu machen und um aufzuzeigen, wie die Mittel 

der EU investiert werden. 

(210) Um die Gleichbehandlung der auf Grundlage der vorliegenden Verordnung unterstützten 

Vorhaben zu gewährleisten, ist festzulegen, ab wann bestimmte Änderungen der 

Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates1 angewandt 

werden. 

(211) Um den Zugang bestimmter Zielgruppen zum ESF zu erleichtern, sollte die Erhebung von 

Daten zu bestimmten Indikatoren [...] nicht verlangt werden. 

(211a) Um zu gewährleisten, dass der gesamte Programmplanungszeitraum für die 

Verordnungen (EU) Nr. 1301/2013, (EU) Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013 und (EU) 

Nr. 223/2014 einem kohärentes Regelwerk unterliegt, ist es erforderlich, dass einige der 

Änderungen dieser Verordnungen mit Wirkung vom 1. Januar 2014 gelten. Durch die 

rückwirkende Geltung dieser Änderungen werden berechtigte Erwartungen 

berücksichtigt. 

                                                 
1 Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

17. Dezember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds, den 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums und den 
Europäischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen über den 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den 
Kohäsionsfonds und den Europäischen Meeres- und Fischereifonds und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 320). 
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(211b) Um den Einsatz von Finanzierungsinstrumenten, bei denen im Rahmen des EFSI 

Mittel aus den ESI-Fonds mit Finanzprodukten der EIB kombiniert werden, zu 

beschleunigen und für eine kontinuierliche Rechtsgrundlage für die Unterzeichnung von 

Finanzierungsvereinbarungen zu sorgen, die die Nutzung eines Treuhandkontos für 

eigenkapitalbasierte Instrumente erlauben, ist es erforderlich, dass einige der 

Änderungen dieser Verordnung mit Wirkung vom 1. Januar 2018 gelten. Durch die 

rückwirkende Geltung dieser Änderungen wird eine weitergehende Erleichterung der 

Finanzierung von Projekten durch kombinierte ESI-Fonds/EFSI-Mittel gewährleistet, 

und eine Rechtslücke zwischen dem Ende der Geltungsdauer einiger Bestimmungen der 

Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 und dem Datum des Inkrafttretens ihrer Verlängerung 

gemäß dieser Verordnung wird vermieden. 

(238) Der EGF sollte auch nach dem 31. Dezember 2017 vorübergehend Unterstützung für 

Jugendliche bieten, die sich weder in der Schul- oder Berufsausbildung noch in fester 

Anstellung befinden (im Folgenden "NEET-Jugendliche" für "young people not in 

employment, education or training") und die in Regionen leben, die unverhältnismäßig stark 

von Entlassungen größeren Ausmaßes betroffen sind. 

(239) Im Rahmen der Infrastrukturfazilität "Connecting Europe" (im Folgenden "CEF") können [...] 

Mischfinanzierungsfazilitäten eingerichtet werden. Mit diesen Mischfinanzierungsfazilitäten 

könnten Mischfinanzierungsmaßnahmen finanziert werden, d. h. Maßnahmen, bei denen nicht 

rückzahlbare Unterstützungsleistungen, wie Haushaltsmittel der Mitgliedstaaten, CEF-

Finanzhilfen und die europäischen Struktur- und Investitionsfonds, bzw. 

Finanzierungsinstrumente aus dem Unionshaushalt, darunter Kombinationen von CEF-

Eigenkapital- und CEF-Fremdfinanzierungsinstrumenten, mit Finanzierungen der EIB-

Gruppe (einschließlich der EIB-Finanzierung im Rahmen des EFSI), von nationalen 

Förderbanken, Institutionen für Entwicklungsfinanzierung oder anderen Finanzinstituten 

sowie von Investoren bzw. aus privaten Finanzierungsquellen, darunter sowohl direkte 

als auch indirekte finanzielle Beiträge, etwa im Rahmen öffentlich-privater 

Partnerschaften, kombiniert werden. 
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(239a) Die Gestaltung und Einrichtung von Mischfinanzierungsfazilitäten sollte auf Ex-ante-

Bewertungen gemäß der Haushaltsordnung beruhen und die Erfahrungen 

widerspiegeln, die bei der Umsetzung der in dem am 20. Januar 2017 veröffentlichten 

Mehrjahresarbeitsprogramm 2017 für die CEF genannten Aufforderung zur 

Einreichung von Vorschlägen für gemischte Projekte im Rahmen der CEF gewonnen 

wurden. CEF-Mischfinanzierungsfazilitäten sollten im Rahmen der Mehrjahres- bzw. 

Jahresarbeitsprogramme eingerichtet und gemäß den Artikeln 17 und 25 der 

Verordnung (EU) Nr. 1316/2013 angenommen werden. Die Kommission sollte dafür 

sorgen, dass dem Europäischen Parlament und dem Rat über die Umsetzung aller 

Mischfinanzierungsfazilitäten transparent und fristgerecht Bericht erstattet wird. 

(239b) Mit den CEF-Mischfinanzierungsfazilitäten soll erreicht werden, dass für alle Formen 

der Unterstützung, darunter EU-Finanzhilfen aus der CEF und privatwirtschaftliche 

Mittel, ein einheitliches, gestrafftes Antragsverfahren gilt. Diese 

Mischfinanzierungsfazilitäten sollten darauf abzielen, das Antragsverfahren für 

Projektträger zu optimieren, indem in technischer und finanzieller Hinsicht ein 

einheitliches Bewertungsverfahren gilt. 

(239c) Mit CEF-Mischfinanzierungsfazilitäten sollte die Flexibilität für die Einreichung von 

Projekten erhöht und das Verfahren für die Projektauswahl und -finanzierung 

vereinfacht und gestrafft werden. Ferner sollten sie dazu beitragen, die 

Eigenverantwortung und das Engagement der beteiligten Finanzinstitute zu stärken und 

dadurch Gefahren zu verringern. 

(239d) Die CEF-Mischfinanzierungsfazilitäten sollten eine bessere Koordinierung, einen 

intensiveren Informationsaustausch und eine engere Zusammenarbeit zwischen den 

Mitgliedstaaten, der Kommission, der EIB, den nationalen Förderbanken und privaten 

Investoren bewirken, damit ein ausgewogener Bestand an Projekten, mit denen die 

politischen Ziele der CEF verfolgt werden, geschaffen und unterstützt werden kann. 
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(240) Mit den CEF-Mischfinanzierungsfazilitäten sollte eine Verstärkung des Multiplikatoreffekts 

der Ausgaben der Union angestrebt werden, indem zusätzliche Mittel von privaten Investoren 

mobilisiert werden und somit eine größtmögliche Beteiligung privater Investoren 

gewährleistet wird. Außerdem sollte mit ihnen sichergestellt werden, dass die unterstützten 

Maßnahmen wirtschaftlich und finanziell tragfähig sind und dazu beitragen, einer 

mangelnden Hebelwirkung von Investitionen vorzubeugen. Sie sollten einen Beitrag zur 

Verwirklichung der Ziele der Union leisten, die in der Erfüllung der im Rahmen der 

Pariser Klimakonferenz (COP 21) festgelegten Zielvorgaben, der Schaffung von 

Arbeitsplätzen und dem Ausbau grenzüberschreitender Verbindungen bestehen. 

Werden sowohl die CEF als auch der EFSI zur Finanzierung von Maßnahmen 

herangezogen, so ist es wichtig, dass der Rechnungshof sich von der Wirtschaftlichkeit 

der Haushaltsführung entsprechend seiner in Artikel 287 AEUV festgelegten Aufgaben 

und im Einklang mit Artikel 24 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1316/2013 

überzeugt. 

(240aa) Es ist davon auszugehen, dass Finanzhilfen im Verkehrssektor in den meisten Fällen 

auch weiterhin das wichtigste Instrument zur Unterstützung der politischen Ziele der 

Union sein werden. Die Anwendung der Mischfinanzierungsfazilitäten sollte daher nicht 

zu einer Verringerung solcher Finanzhilfen führen. 

(240ab) Die Beteiligung privater Koinvestoren im Verkehrsbereich könnte durch die 

Verringerung des finanziellen Risikos erleichtert werden. Erstausfallgarantien durch 

die EIB im Rahmen der gemeinsamen Finanzierungsmechanismen, die mit Mitteln aus 

dem Unionshaushalt unterstützt werden – wie etwa Mischfinanzierungsfazilitäten –, 

können für diesen Zweck geeignet sein. 

(240b) Die CEF-Unterstützung sollte unabhängig von der Form oder Mischform der 

Finanzierung auf der Grundlage der Auswahl- und Zuschlagskriterien gemäß Artikel 17 

Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1316/2013 erfolgen. 

(240c) Die Erfahrungen bei der Mischfinanzierung sollten bei der Bewertung der CEF-

Verordnung berücksichtigt werden. 

(240d) Die Einführung der Mischfinanzierungsfazilität durch diese Verordnung sollte nicht 

als Vorgriff auf die Verhandlungen über den mehrjährigen Finanzrahmen für die Zeit 

nach 2020 verstanden werden. 
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(241) Unter Berücksichtigung der sehr hohen Ausführungsrate der CEF im Verkehrssektor 

und zur Unterstützung der [...] Durchführung von Projekten mit dem höchsten Mehrwert 

für das transeuropäische Verkehrsnetz im Hinblick auf Kernnetzkorridore, von 

grenzübergreifenden Projekten, [...] von Projekten in den übrigen Abschnitten des Kernnetzes 

und von förderfähigen Projekten im Rahmen der in Anhang I der Verordnung (EU) 

Nr. 1316/2013 aufgeführten horizontalen Prioritäten [...] muss bei der Nutzung des 

mehrjährigen Arbeitsprogramms ausnahmsweise eine zusätzliche Flexibilität im Umfang 

von bis zu 95 % der in der Verordnung (EU) Nr. 1316/2013 angegebenen Haushaltsmittel 

zugelassen werden. Es ist jedoch wichtig, dass im verbleibenden CEF-

Umsetzungszeitraum weitere Mittel für Prioritäten bereitgestellt werden, die unter die 

Jahresarbeitsprogramme fallen. 

(241a) Da die CEF für die Telekommunikationsbranche anders beschaffen ist als die CEF für 

die Sektoren Verkehr und Energie (geringere durchschnittliche Höhe der Finanzhilfen, 

Art der Kosten und Art der Projekte), sollten den Begünstigten und den 

Mitgliedstaaten, die sich an entsprechenden Maßnahmen beteiligen, keine unnötigen 

Belastungen auferlegt werden, indem der Aufwand für obligatorische Bescheinigungen 

verringert wird, ohne den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung zu 

schwächen. 

(242) Maßnahmen im Bereich der Infrastrukturen für digitale Dienste können derzeit ausschließlich 

mit Finanzhilfen oder durch Auftragsvergabe unterstützt werden. Damit die Infrastrukturen 

für digitale Dienste so effizient wie möglich betrieben werden, sollten hierfür auch andere 

Finanzierungsinstrumente zur Verfügung stehen, die gegenwärtig im Rahmen der CEF 

genutzt werden, darunter innovative Finanzierungsinstrumente. 

(244) Um unnötigen Verwaltungsaufwand für Behörden zu vermeiden, der der effizienten 

Durchführung des Europäischen Hilfsfonds für die am stärksten benachteiligten Personen im 

Wege stehen könnte, ist es angezeigt, das Verfahren zur Änderung nicht wesentlicher 

Elemente operationeller Programme zu vereinfachen und zu erleichtern. 

(245) Um die Anwendung des Europäischen Hilfsfonds für die am stärksten benachteiligten 

Personen weiter zu vereinfachen, sind zusätzliche Bestimmungen zur Förderfähigkeit der 

Ausgaben und insbesondere zur Nutzung von standardisierten Kosten je Einheit, 

Pauschalfinanzierungen und Pauschalsätzen angebracht. 
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(246) Um eine ungerechte Behandlung von Partnerorganisationen zu vermeiden, sollten 

Unregelmäßigkeiten, die nur der Einrichtung anzulasten sind, die die Hilfe bezieht, sich nicht 

auf die Förderfähigkeit der Ausgaben von Partnerorganisationen auswirken. 

(247) [...] 

(248) [...] 

(249) Um die Durchführung der ESI-Fonds und des Europäischen Hilfsfonds für die am stärksten 

benachteiligten Personen zu vereinfachen und Rechtsunsicherheiten zu vermeiden, sollten 

bestimmte Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten bei Verwaltung und Kontrolle eindeutiger 

festgelegt werden. 
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Artikel 262 

[...] 
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Artikel 263 

Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1296/2013 

Die Verordnung (EU) Nr. 1296/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates1 wird wie folgt 

geändert: 

1. Artikel 5 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Für die in Artikel 3 Absatz 1 angeführten Unterprogramme gelten im Durchschnitt über 

die gesamte Laufzeit des Programms die folgenden indikativen Prozentsätze: 

a) mindestens [...] 55 % [...] für das Unterprogramm Progress; 

b) mindestens 18 % für das Unterprogramm EURES; 

c) mindestens 18 % für das Unterprogramm Mikrofinanzierung und soziales 

Unternehmertum." 

2. Artikel 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Mit dem Unterprogramm Progress werden Maßnahmen in [...] den unter den 

Buchstaben a, b und c genannten thematischen Abschnitten unterstützt. Über die 

gesamte Laufzeit des Programms gelten für die in Artikel 5 Absatz 2 

Buchstabe a genannte indikative Aufteilung der Mittelzuweisungen auf die 

einzelnen Abschnitte folgende Mindestprozentsätze: 

a) Beschäftigung, insbesondere zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit: 

20 %; 

b) Sozialschutz, soziale Inklusion sowie Armutsbekämpfung und -vermeidung: 

45 %; 

                                                 
1 Verordnung (EU) Nr. 1296/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

11. Dezember 2013 über ein Programm der Europäischen Union für Beschäftigung und 
soziale Innovation ("EaSI") und zur Änderung des Beschlusses Nr. 283/2010/EU über die 
Einrichtung eines europäischen Progress-Mikrofinanzierungsinstruments für Beschäftigung 
und soziale Eingliederung (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 238). 
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c) Arbeitsbedingungen: 7 %. 

Ein etwaiger Restbetrag wird einem oder mehreren der in den Buchstaben a, 

b oder c genannten thematischen Abschnitte oder einer Kombination von 

ihnen zugewiesen." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Von den gesamten dem Unterprogramm Progress zugewiesenen Mitteln wird ein 

erheblicher Anteil für die Förderung der sozialen Erprobung als Methode zum 

Testen und Evaluieren innovativer Lösungen im Hinblick auf deren Anwendung 

im größeren Maßstab verwendet." 

3. Artikel 19 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 19 

Thematische Abschnitte und Finanzierung 

Im Rahmen des Unterprogramms EURES werden Maßnahmen in [...] den unter den 

Buchstaben a, b und c genannten thematischen Abschnitten unterstützt. Über die gesamte 

Laufzeit des Programms gelten für die in Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b genannte 

indikative Aufteilung der Mittelzuweisungen auf die einzelnen Abschnitte folgende 

Mindestprozentsätze: 

a) Transparenz bezüglich freier Stellen, Stellengesuchen und allen damit 

zusammenhängenden Informationen für Bewerber und Arbeitgeber: 15 %; 

b) Entwicklung von Diensten für die Einstellung und Vermittlung von Arbeitskräften 

durch den Abgleich von Stellenangeboten und Stellengesuchen auf Unionsebene, 

insbesondere durch gezielte Mobilitätsprogramme: 15 %; 

c) grenzübergreifende Partnerschaften: 18 %. 

Ein etwaiger Restbetrag wird einem oder mehreren der in den Buchstaben a, b oder c 

genannten thematischen Abschnitte oder einer Kombination von ihnen zugewiesen." 
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4. Artikel 25 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 25 

Thematische Abschnitte und Finanzierung 

Im Rahmen des Unterprogramms Mikrofinanzierung und soziales Unternehmertum werden 

Maßnahmen in [...] den unter den Buchstaben a und b genannten thematischen Abschnitten 

unterstützt. Über die gesamte Laufzeit des Programms gelten für die in Artikel 5 

Absatz 2 Buchstabe c genannte indikative Aufteilung der Mittelzuweisungen auf die 

einzelnen Abschnitte folgende Mindestprozentsätze: 

a) Mikrofinanzierungen für sozial schwache Gruppen und für Kleinstunternehmen: 35 %; 

b) soziales Unternehmertum: 35 %. 

Ein etwaiger Restbetrag wird den in den Buchstaben a oder b genannten thematischen 

Abschnitten oder einer Kombination von ihnen zugewiesen." 

5. Artikel 33 wird gestrichen. 
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Artikel 264 

Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1301/2013 

Die Verordnung (EU) Nr. 1301/2013 wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe e erhält folgende Fassung: 

"e) Investitionen in die Erschließung des endogenen Potenzials durch Anlageinvestitionen 

in Ausrüstung und Infrastruktur, einschließlich kultureller und nachhaltiger touristischer 

Infrastruktur, Dienstleistungen für Unternehmen, Unterstützung von Forschungs- und 

Innovationseinrichtungen sowie von Investitionen in Technologie und angewandte 

Unternehmensforschung;" 

1a. In Artikel 3 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

"Investitionen in kulturelle und nachhaltige touristische Infrastruktur gemäß Absatz 1 

Buchstabe e gelten als geringfügig und förderfähig, wenn der Betrag der 

Kofinanzierung durch den EFRE 10 000 000 EUR nicht übersteigt; diese Obergrenze 

erhöht sich auf 20 000 000 EUR, wenn es sich bei der Infrastruktur um Weltkulturerbe 

im Sinne des Artikels 1 des UNESCO-Übereinkommens zum Schutz des Kultur- und 

Naturerbes der Welt von 1972 handelt." 

2. In Artikel 5 Absatz 9 wird folgender Buchstabe e angefügt: 

"e) Unterstützung der Aufnahme und der sozialen und wirtschaftlichen Integration von 

Migranten und Flüchtlingen;" 
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3. In der Tabelle in Anhang I erhält der Text ab den Worten "Soziale Infrastruktur" bis zum 

Ende der Tabelle folgende Fassung: 

"Soziale Infrastruktur 

Kinderbetreuung 

und Bildung 

Personen Kapazität der unterstützten Kinderbetreuungs- 

und Bildungseinrichtungen 

Gesundheit Personen Anteil der Bevölkerung, dem verbesserte 

Gesundheitsdienste zur Verfügung stehen 

Wohnungsbau Wohneinheiten Sanierte Wohnungen 

 Wohneinheiten Sanierte Wohnungen, darunter solche für 

Migranten und Flüchtlinge (ohne 

Aufnahmezentren) 

Migranten und 

Flüchtlinge 

Personen Kapazität der Infrastruktur zur Unterstützung von 

Migranten und Flüchtlingen (ohne Wohnungen) 

Spezifische Indikatoren Stadtentwicklung 

 Personen Zahl der Personen, die in Gebieten mit 

integrierten Stadtentwicklungsstrategien leben 

 Quadratmeter Geschaffene oder sanierte Freiflächen in 

städtischen Gebieten 

 Quadratmeter Errichtete oder renovierte öffentliche oder 

gewerbliche Gebäude in städtischen Gebieten" 

" 
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Artikel 265 

Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 

1. Artikel 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 10 erhält folgende Fassung: 

"10. 'Begünstigter' eine Einrichtung des öffentlichen oder privaten Rechts oder eine 

natürliche Person, die mit der Einleitung oder mit der Einleitung und 

Durchführung von Vorhaben betraut ist; und im Zusammenhang mit Systemen 

staatlicher Beihilfen gemäß Nummer 13 dieses Artikels die Stelle, die die Beihilfe 

erhält, es sei denn, die Beihilfe je Unternehmen beträgt weniger als 

200 000 EUR, wobei der Mitgliedstaat in diesem Fall beschließen kann, dass 

der Begünstigte die Stelle ist, die die Beihilfe gewährt, unbeschadet der De-

minimis-Verordnungen1; und im Zusammenhang mit den in Teil Zwei Titel IV 

dieser Verordnung genannten Finanzinstrumenten bezeichnet der Ausdruck die 

Stelle, die das Finanzinstrument oder gegebenenfalls den Dachfonds einsetzt;" 

b) Nummer 31 erhält folgende Fassung: 

"31. 'makroregionale Strategie' einen vom Rat vereinbarten und gegebenenfalls vom 

Europäischen Rat gebilligten Gesamtrahmen, der unter anderem durch die ESI-

Fonds unterstützt werden kann, um gemeinsame Probleme in einem abgegrenzten 

geografischen Gebiet in Bezug auf in demselben geografischen Gebiet gelegene 

Mitgliedstaaten und Drittstaaten anzugehen, wodurch Letzteren eine verstärkte 

Zusammenarbeit zugutekommt, die zur Verwirklichung des wirtschaftlichen, 

sozialen und territorialen Zusammenhalts beiträgt;" 

                                                 
1 Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die 

Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABl. L 352 vom 24.12.2013, S. 1). 
Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 der Kommission vom 24. Dezember 2013 über die 
Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen im Agrarsektor (ABl. L 352 vom 
24.12.2013, S. 9). Verordnung (EU) Nr. 717/2014 der Kommission vom 27. Juni 2014 
über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen im Fischerei- und Aquakultursektor 
(ABl. L 190 vom 28.6.2014, S. 45). 
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[2. In Artikel 4 Absatz 7 wird die Bezugnahme auf "Artikel 59 der Haushaltsordnung" durch eine 

Bezugnahme auf "Artikel 62 der Haushaltsordnung" ersetzt.] 

[3. Artikel 4 Absatz 8 erhält folgende Fassung: 

"(8) Im Einklang mit Artikel 31, Artikel 34 Absatz 1 und Artikel 59 der Haushaltsordnung 

beachten die Kommission und die Mitgliedstaaten den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit 

der Haushaltsführung."] 

4. In Artikel 9 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

"Die für jeden ESI-Fonds in den fondsspezifischen Regelungen aufgestellten Prioritäten 

betreffen insbesondere die angemessene Nutzung jedes einzelnen Fonds in den Bereichen 

Migration und Asyl. In diesem Zusammenhang wird gegebenenfalls eine Koordinierung 

mit dem Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds sichergestellt." 

5. In Artikel 16 wird folgender Absatz 4a eingefügt: 

"(4a) Im Anschluss an die Änderung eines oder mehrerer Programme, die von der 

Kommission im vorangegangenen Kalenderjahr [...] genehmigt wurde, unterbreitet der 

Mitgliedstaat, soweit zutreffend, jedes Jahr bis zum 31. Januar eine geänderte 

Partnerschaftsvereinbarung. 

Die Kommission erlässt jedes Jahr bis zum 31. März einen Beschluss, mit dem bestätigt 

wird, dass die Änderung der Partnerschaftsvereinbarung einer Änderung eines oder 

mehrerer Programme entspricht, die von der Kommission im vorangegangenen 

Kalenderjahr genehmigt wurde. 

Dieser Beschluss kann die Änderung anderer Elemente der Partnerschaftsvereinbarung 

entsprechend dem in Absatz 4 genannten Vorschlag beinhalten, sofern der Kommission 

der Vorschlag bis zum 31. Dezember des vorangegangenen Kalenderjahres unterbreitet 

wurde." 
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5a. Artikel 30 Absätze 2 und 3 erhält folgende Fassung: 

"(2) Die Kommission bewertet die gemäß Absatz 1 übermittelten Informationen und 

berücksichtigt dabei die Begründung des Mitgliedstaats. Die Kommission kann 

innerhalb eines Monats nach der Einreichung des überarbeiteten Programms 

Anmerkungen vorbringen und der Mitgliedstaat stellt der Kommission alle 

notwendigen zusätzlichen Informationen zur Verfügung. Im Einklang mit den 

fondsspezifischen Regelungen genehmigt die Kommission so bald wie möglich, 

spätestens aber drei Monate nach der Einreichung durch den Mitgliedstaat 

Anträge auf Änderung eines Programms, vorausgesetzt, den Anmerkungen der 

Kommission wurde in angemessener Weise Rechnung getragen. 

Betrifft die Änderung eines Programms die in der Partnerschaftsvereinbarung 

vorgesehenen Informationen, so gilt das in Artikel 16 Absatz 4a genannte 

Verfahren. 

(3) Abweichend von Absatz 2 bringt die Kommission im Falle eines 

Änderungsersuchens, das ihr mit dem Ziel einer Neuzuweisung der 

leistungsbezogenen Reserve im Anschluss an eine Leistungsüberprüfung vorgelegt 

wurde, nur dann Anmerkungen vor, wenn sie der Auffassung ist, dass die 

vorgeschlagene Zuweisung nicht im Einklang mit den geltenden Regelungen steht, 

nicht den Entwicklungsanforderungen des Mitgliedstaats oder der Region 

Rechnung trägt oder ein bedeutendes Risiko besteht, dass die Ziele und Vorgaben 

des Vorschlags nicht verwirklicht werden können. Die Kommission billigt das 

Änderungsersuchen zu einem Programm so bald wie möglich, spätestens aber zwei 

Monate nach der Übermittlung des Ersuchens durch den Mitgliedstaat, sofern den 

Anmerkungen der Kommission angemessen Rechnung getragen wurde." 
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6. [...] 

"Artikel 30a 

(1) [...] 

(2) [...] 

(3) [...] 

7. Artikel 32 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

"(4) Legt der nach Artikel 33 Absatz 3 eingerichtete Ausschuss zur Auswahl der von der 

örtlichen Bevölkerung betriebenen Strategien für lokale Entwicklung fest, dass für die 

Umsetzung der ausgewählten, von der örtlichen Bevölkerung betriebenen Strategie für 

lokale Entwicklung Mittel aus mehreren Fonds notwendig sind, kann er gemäß den 

nationalen Vorschriften und Verfahren einen federführenden Fonds bestimmen, der 

sämtliche Vorbereitungs-, Betriebs- und Sensibilisierungskosten nach Artikel 35 

Absatz 1 Buchstaben a, d und e für die von der örtlichen Bevölkerung betriebene 

Strategie für lokale Entwicklung trägt." 
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8. Artikel 34 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

"(3) Die Aufgaben der lokalen Aktionsgruppen umfassen: 

a) den Aufbau von Kapazitäten der lokalen Akteure einschließlich potenzieller 

Begünstigter zur Entwicklung und Durchführung von Vorhaben, einschließlich 

der Förderung ihrer Projektvorbereitungs- und -managementfähigkeiten; 

b) das Ausarbeiten eines nicht diskriminierenden und transparenten 

Auswahlverfahrens, das Interessenkonflikte vermeidet und gewährleistet, dass 

mindestens 50 % der Stimmen in den Auswahlentscheidungen von Partnern 

stammen, bei denen es sich nicht um Behörden handelt, und das die Auswahl im 

schriftlichen Verfahren erlaubt; 

c) die Ausarbeitung und Billigung nicht diskriminierender objektiver Kriterien für 

die Auswahl von Vorhaben, die die Kohärenz mit der von der örtlichen 

Bevölkerung betriebenen Strategie für lokale Entwicklung durch Einstufung 

dieser Vorhaben nach ihrem Beitrag zum Erreichen der Ziele und zur Einhaltung 

der Vorsätze dieser Strategie gewährleisten; 

d) die Ausarbeitung und Veröffentlichung von Aufrufen zur Einreichung von 

Vorschlägen oder eines fortlaufenden Verfahrens zur Einreichung von Projekten; 

e) die Entgegennahme von Anträgen auf Unterstützung und deren Bewertung; 

f) die Auswahl der Vorhaben und die Festlegung der Höhe der Finanzmittel und 

gegebenenfalls die Vorstellung der Vorschläge bei der für die abschließende 

Überprüfung der Förderfähigkeit zuständigen Stelle noch vor der Genehmigung; 

g) die Begleitung der Umsetzung der von der örtlichen Bevölkerung betriebenen 

Strategie für lokale Entwicklung und der unterstützten Vorhaben sowie die 

Durchführung spezifischer Bewertungstätigkeiten im Zusammenhang mit dieser 

Strategie. 
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Nehmen lokale Aktionsgruppen Aufgaben wahr, die nicht von den Buchstaben a bis g 

erfasst werden und unter die Verantwortung der Verwaltungsbehörde oder der 

Bescheinigungsbehörde oder der Zahlstelle fallen, so werden diese lokalen 

Aktionsgruppen im Einklang mit den fondsspezifischen Regelungen als 

zwischengeschaltete Stellen benannt." 

9. Artikel 36 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

"(3) Der Mitgliedstaat oder die Verwaltungsbehörde kann bestimmte Aufgaben im 

Zusammenhang mit der Verwaltung und Umsetzung einer ITI im Einklang mit den 

fondsspezifischen Regelungen an eine oder mehrere zwischengeschaltete Stellen 

delegieren, darunter lokale Behörden, Stellen für regionale Entwicklung oder 

Nichtregierungsorganisationen." 

10. Artikel 37 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

"c) eine Schätzung der zusätzlichen öffentlichen und privaten Mittel, die durch das 

Finanzinstrument bis hinunter auf die Ebene des Endbegünstigten eventuell 

aufzubringen sind (erwartete Hebelwirkung), gegebenenfalls einschließlich einer 

Einschätzung der Notwendigkeit einer differenzierten Behandlung nach 

Artikel 43a und ihres Umfangs, um entsprechende zusätzliche Mittel seitens 

privater Investoren zu mobilisieren, und/oder eine Beschreibung der 

Mechanismen – beispielsweise eines wettbewerbsfähigen oder hinreichend 

unabhängigen Bewertungsprozesses –, die zur Feststellung der Notwendigkeit 

dieser differenzierten Behandlung und ihres Umfangs verwendet werden sollen;" 

b) Absatz 3 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

"Die Ex-ante-Bewertung gemäß Absatz 2 kann die im Einklang mit Artikel 202 

Absatz 1 Buchstabe h der Haushaltsordnung durchgeführte Ex-ante-Bewertung 

berücksichtigen und stufenweise durchgeführt werden. Sie muss auf jeden Fall 

abgeschlossen sein, bevor die Verwaltungsbehörde darüber entscheidet, ob aus einem 

Programm ein Beitrag zu einem Finanzinstrument geleistet wird." 
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ba) Absatz 8 erhält folgende Fassung: 

"(8) Die mit einem Finanzinstrument eines ESI-Fonds unterstützten 

Endbegünstigten können gegebenenfalls in Übereinstimmung mit den 

geltenden Unionsvorschriften für staatliche Beihilfen auch Zuschüsse aus 

einer Priorität oder einem Programm eines anderen ESI-Fonds oder aus 

einem anderen aus dem Haushalt der Union finanzierten Instrument 

einschließlich des Europäischen Fonds für strategische Investitionen 

erhalten. In diesem Fall sind für jede Finanzierungsquelle eigene Unterlagen 

zu führen, und die Unterstützung mit Finanzinstrumenten eines ESI-Fonds 

muss Teil eines Vorhabens mit förderfähigen Ausgaben sein, die getrennt von 

den anderen Finanzierungsquellen auszuweisen sind." 

11. Artikel 38 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Buchstabe c angefügt: 

"c) Finanzinstrumenten, die [...] einen solchen Beitrag mit Finanzprodukten der EIB 

im Rahmen des Europäischen Fonds für strategische Investitionen [...] gemäß 

Artikel 39a kombinieren." 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

i) Unterabsatz 1 wird wie folgt geändert: 

− Die Buchstaben b und c erhalten folgende Fassung: 

"b) die folgenden Stellen durch Direktvergabe mit der Durchführung der 

Aufgaben betrauen: 

i) die EIB; 

ii) eine internationale Finanzinstitution, an der ein Mitgliedstaat 

beteiligt ist; 
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iii) eine als juristische Person gegründete öffentliche Bank oder [...] 
Institution, die im Rahmen ihrer gewerblichen Tätigkeit 
Finanzierungstätigkeiten ausübt und alle nachstehenden 
Bedingungen erfüllt: 

− es besteht keine direkte private Kapitalbeteiligung, mit 
Ausnahme nicht beherrschender Formen der privaten 
Kapitalbeteiligung und Formen der privaten 
Kapitalbeteiligung ohne Sperrminorität, die in 
Übereinstimmung mit den Verträgen durch nationale 
gesetzliche Bestimmungen vorgeschrieben sind und die 
keinen ausschlaggebenden Einfluss auf die betreffende 
Bank oder Institution vermitteln, und mit Ausnahme von 
Formen der privaten Kapitalbeteiligung, durch die 
kein Einfluss auf Beschlüsse betreffend die laufende 
Verwaltung des durch die ESI-Fonds unterstützten 
Finanzinstruments übertragen wird; 

− sie handelt im öffentlich-rechtlichen Auftrag, der von der 
einschlägigen Behörde eines Mitgliedstaats auf nationaler 
oder regionaler Ebene erteilt wurde, was beinhaltet, dass 
sie – als Teil ihrer Tätigkeit oder ausschließlich – 
Maßnahmen zur wirtschaftlichen Entwicklung durchführt, 
die einen Beitrag zur Erreichung der Ziele der ESI-Fonds 
leisten; 

− sie führt – als Teil ihrer Tätigkeit oder ausschließlich – 
[...] Maßnahmen zur wirtschaftlichen Entwicklung, die 
einen Beitrag zur Erreichung der Ziele der ESI-Fonds 
leisten, in Regionen, Politikbereichen [...] oder Sektoren 
durch, für die an den Finanzmärkten in der Regel kein 
oder kein ausreichender Zugang zu Finanzmitteln besteht; 

− sie handelt [...] nicht in erster Linie mit dem Ziel der 
Gewinnmaximierung, sondern sie gewährleistet eine 
langfristige finanzielle Tragfähigkeit ihrer Tätigkeiten [...]; 
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− [...] sie gewährleistet durch geeignete Maßnahmen im 

Einklang mit den geltenden Rechtsvorschriften, dass 

diese Direktvergabe geschäftliche Tätigkeiten weder 

direkt noch indirekt begünstigt, und 

− sie unterliegt der Aufsicht durch eine unabhängige 

Behörde im Einklang mit [...] den geltenden 

Rechtsvorschriften. 

c) eine andere Einrichtung des öffentlichen oder des privaten 

Rechts mit der Durchführung der Aufgaben betrauen oder" 

– Folgender Buchstabe d wird angefügt: 

"d) die Aufgaben direkt ausführen, wenn die Finanzinstrumente 

ausschließlich aus Darlehen oder Garantien bestehen. In diesem Fall 

gilt die Verwaltungsbehörde als Begünstigter gemäß der Definition in 

Artikel 2 Nummer 10." 
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ii) Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung: 

["Beim Einsatz des Finanzinstruments tragen die in Unterabsatz 1 Buchstaben a 

bis d genannten Stellen dafür Sorge, dass das geltende Recht eingehalten wird, 

einschließlich der Vorschriften für ESI-Fonds, staatliche Beihilfen, Vergabe 

öffentlicher Aufträge und einschlägiger Standards sowie der geltenden 

Rechtsvorschriften zur Prävention der Geldwäsche und zur Bekämpfung des 

Terrorismus, des Steuerbetrugs und der Steuerhinterziehung. Diese Stellen dürfen 

[...] Praktiken, die den [...] Grundsätzen der EU für verantwortungsvolles 

Handeln im Steuerbereich gemäß [...] dem Unionsrecht [...] nicht genügen, [...] 

weder nutzen noch sich daran beteiligen. In diesem Zusammenhang tragen die 

Stellen, die die Finanzinstrumente einsetzen, der Politik der Union 

umfassend Rechnung. Sie dürfen nicht in Gebieten niedergelassen sein, die bei 

der Anwendung international vereinbarter Steuernormen betreffend Transparenz 

und Informationsaustausch nicht mit der Union zusammenarbeiten, und sie dürfen 

in Bezug auf die Durchführung der Finanzinstrumente [...] keine 

Geschäftsbeziehungen mit Einrichtungen unterhalten, die in solchen Gebieten 

errichtet wurden. Diese Stellen dürfen unter ihrer Verantwortung mit 

Finanzmittlern Vereinbarungen zur Durchführung der [...] Finanzinstrumente 

schließen. Sie setzen die in diesem Absatz genannten Anforderungen in ihren 

Verträgen mit Finanzmittlern, die für eine Beteiligung an der Durchführung von 

[...] Finanzinstrumenten im Rahmen solcher Vereinbarungen ausgewählt 

wurden, um."] 
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c) Die Absätze 5 und 6 erhalten folgende Fassung: 

"(5) Die in Absatz 4 Unterabsatz 1 Buchstaben a, b und c genannten Stellen können 

beim Einsatz der Dachfonds auch Teile der Durchführung an Finanzmittler 

abtreten, soweit sie die Verantwortung dafür übernehmen, dass die Finanzmittler 

die Kriterien [...] gemäß Artikel 31 Absatz 1 und Artikel 202 Absatz 1 der 

Haushaltsordnung erfüllen. Die Finanzmittler werden auf Grundlage von offenen, 

transparenten, angemessenen und nicht diskriminierenden Verfahren ausgewählt; 

dabei werden Interessenkonflikte vermieden. 

(6) Die in Absatz 4 Unterabsatz 1 Buchstaben b und c genannten, mit 

Durchführungsaufgaben betrauten Stellen eröffnen in eigenem Namen und 

stellvertretend für die Verwaltungsbehörde Treuhandkonten oder richten das 

Finanzinstrument als separaten Verwaltungsblock innerhalb der Finanzinstitution 

ein. Im Falle eines getrennten Verwaltungsblocks wird ein 

Buchführungsunterschied zwischen in das Finanzinstrument investierten 

Programmressourcen und anderen in der Finanzinstitution verfügbaren 

Ressourcen gemacht. Die Aktiva auf Treuhandkonten und in solchen separaten 

Verwaltungsblocks werden im Einklang mit dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit 

der Haushaltsführung nach den einschlägigen Aufsichtsregeln verwaltet und 

weisen eine angemessene Liquidität auf." 

ca) Absatz 7 Unterabsatz 1 wird wie folgt geändert: 

"(7) Wird ein Finanzinstrument nach Absatz 4 Unterabsatz 1 Buchstaben a, b 

und c eingesetzt, werden die Bedingungen für Beiträge aus Programmen zu 

dem Finanzinstrument vorbehaltlich der Einsatzstruktur des 

Finanzinstruments in Finanzierungsvereinbarungen gemäß Anhang IV auf 

den folgenden Ebenen festgelegt:" 
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d) Absatz 8 erhält folgende Fassung: 

"(8) Bei nach Absatz 4 Unterabsatz 1 Buchstabe d eingesetzten Finanzinstrumenten 

werden die Bedingungen für Beiträge aus Programmen zu den 

Finanzinstrumenten in einem Strategiedokument gemäß Anhang IV festgelegt und 

vom Begleitausschuss geprüft." 

e) Artikel 38 Absatz 10 erhält folgende Fassung: 

"(10) Die Kommission erlässt Durchführungsrechtsakte zur Festlegung 

einheitlicher Bedingungen hinsichtlich der Einzelheiten der Regelungen für 

den Transfer und die Verwaltung der Programmbeiträge, die von den in 

Absatz 4 Unterabsatz 1 und in Artikel 39a Absatz 5 genannten Stellen 

verwaltet werden. Diese Durchführungsrechtsakte werden nach dem in 

Artikel 150 Absatz 3 genannten Prüfverfahren erlassen." 

12. Artikel 39 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Unterabsatz 1 erhält der Eingangssatz folgende Fassung: 

"Die Mitgliedstaaten können während des in Artikel 65 Absatz 2 angegebenen 

Förderzeitraums auf den EFRE und den ELER zurückgreifen, um einen finanziellen 

Beitrag zu den in Artikel 38 Absatz 1 Buchstabe a dieser Verordnung genannten, 

indirekt von der Kommission mit der EIB gemäß Artikel 61 Absatz 1 Buchstabe c 

Ziffer iii und Artikel 201 Absatz 4 der Haushaltsordnung in den folgenden Bereichen 

eingesetzten Finanzinstrumenten zu leisten:" 
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b) In Absatz 4 

i) erhält Buchstabe a folgende Fassung: 

"a) Abweichend von Artikel 37 Absatz 2 wird ihm eine Ex-ante-Bewertung auf 

Unionsebene zugrunde gelegt, die von der EIB und der Kommission 

durchgeführt wird, oder, wenn neuere Daten verfügbar sind, eine Ex-ante-

Bewertung, die auf Unions-, nationaler oder regionaler Ebene [...] 

durchgeführt wird. 

Auf der Grundlage verfügbarer Datenquellen zu Bankkreditfinanzierung 

und KMU umfasst die Ex-ante-Bewertung unter anderem eine Analyse des 

Finanzierungsbedarfs von KMU auf der entsprechenden Ebene, die 

Finanzierungsbedingungen und den Finanzierungsbedarf von KMU sowie 

die Finanzierungslücke bei KMU, ein Profil der wirtschaftlichen und 

finanziellen Lage des KMU-Sektors auf der entsprechenden Ebene, die 

mindestens erforderliche kritische Masse der Gesamtbeiträge, eine 

Abgrenzung der geschätzten Gesamtdarlehenssumme, die durch die 

Beiträge generiert wird, und den Mehrwert." 

ii) erhält Buchstabe b folgende Fassung: 

"b) Er wird von allen teilnehmenden Mitgliedstaaten als Teil einer gesonderten 

Prioritätsachse im Rahmen eines Programms im Falle eines EFRE-Beitrags 

oder im Rahmen eines einzigen zweckbestimmten nationalen Programms 

mittels eines finanziellen Beitrags durch den EFRE und den ELER zur 

Unterstützung des in Artikel 9 Absatz 1 Nummer 3 festgelegten 

thematischen Ziels geleistet." 
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c) Absatz 7 erhält folgende Fassung: 

"(7) Im Hinblick auf den in Absatz 2 dieses Artikels genannten finanziellen Beitrag 

wird der Zahlungsantrag eines Mitgliedstaats an die Kommission abweichend von 

Artikel 41 Absätze 1 und 2 auf der Grundlage des vom Mitgliedstaat an die EIB 

zu zahlenden Gesamtbetrags gemäß dem Zeitplan, der in der in Absatz 4 

Unterabsatz 1 Buchstabe c dieses Artikels genannten Finanzierungsvereinbarung 

festgelegt ist, gestellt. Der Zahlungsantrag beruht auf dem Betrag, der nach 

Auffassung der EIB benötigt wird, um die Mittelbindungen im Rahmen von 

Garantievereinbarungen oder Verbriefungstransaktionen, die innerhalb von drei 

Monaten nach Antragstellung abzuschließen sind, abzudecken. Die Zahlungen der 

Mitgliedstaaten an die EIB erfolgen unverzüglich und grundsätzlich, bevor die 

EIB entsprechende Verpflichtungen eingegangen ist." 

d) Absatz 8 erhält folgende Fassung: 

"(8) Bei Abschluss eines Programms entsprechen die förderfähigen Ausgaben gemäß 

Artikel 42 Absatz 1 Buchstaben a und b dem Gesamtbetrag der 

Programmbeiträge, die an das Finanzinstrument entrichtet werden, und 

a) in Bezug auf die in Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe a dieses Artikels 

genannten Maßnahmen den in Artikel 42 Absatz 1 Unterabsatz 1 

Buchstabe b genannten Mitteln, 

b) in Bezug auf die in Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe b genannten 

Maßnahmen der Gesamtsumme der neuen Kreditfinanzierung, die sich aus 

den Verbriefungstransaktionen ergibt und innerhalb des in Artikel 65 

Absatz 2 genannten Förderzeitraums an förderfähige KMU oder zugunsten 

dieser ausgezahlt wird." 
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13. Folgender Artikel 39a wird eingefügt: 

"Artikel 39a 

Beitrag der ESI-Fonds zu Finanzinstrumenten, die [...] einen solchen Beitrag mit 

Finanzprodukten der EIB im Rahmen des Europäischen Fonds für strategische Investitionen 

[...] kombinieren 

(1) Die [...] Verwaltungsbehörden können die ESI-Fonds für die Bereitstellung eines 

Beitrags zu in Artikel 38 Absatz 1 Buchstabe c genannten Finanzinstrumenten nutzen, 

um zusätzliche Investitionen des Privatsektors zu mobilisieren und soweit unter 

anderem ein Beitrag zur Verwirklichung der Ziele der ESI-Fonds und der 

Strategie der Europäischen Union für intelligentes, nachhaltiges und integratives 

Wachstum geleistet wird. 

(2) Der in Absatz 1 genannte Beitrag darf 25 % der Gesamtunterstützung für 

Endbegünstigte nicht überschreiten. In den weniger entwickelten Regionen gemäß 

Artikel 120 Absatz 3 Buchstabe b darf der Finanzbeitrag in Fällen, die durch die [...] 

Bewertungen gemäß Artikel 37 Absatz 2 oder Absatz 3 des vorliegenden Artikels 

hinreichend begründet sind, mehr als 25 %, jedoch nicht mehr als [...]40 % betragen. 

Die in diesem Absatz genannte Gesamtunterstützung umfasst den Gesamtbetrag neuer 

Darlehen und Darlehensgarantien sowie Eigenkapital- und Quasi-

Eigenkapitalinvestitionen, die den Endbegünstigten zur Verfügung gestellt werden. Die 

in diesem Absatz genannten Darlehensgarantien werden nur insoweit berücksichtigt, als 

Mittel aus den ESI-Fonds für Garantieverträge gebunden werden, deren Berechnung auf 

der Grundlage einer umsichtigen Ex-ante-Risikobewertung, die einen multiplen Betrag 

zugrundeliegender neuer Darlehen abdeckt, erfolgt. 

(3) Abweichend von Artikel 37 Absatz 2 können Beiträge gemäß Absatz 1 auf einer 

vorbereitenden Bewertung beruhen, die sich auch auf die Sorgfaltspflicht erstreckt und 

von der EIB im Hinblick auf ihren Beitrag zu dem Finanzprodukt im Rahmen des EFSI 

durchgeführt wird. 
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(4) Die Berichterstattung durch die Verwaltungsbehörden gemäß Artikel 46 über Vorhaben, 

in denen Finanzinstrumente nach diesem Artikel zum Einsatz kommen, beruht auf den 

Informationen, die die EIB für die Zwecke ihrer Berichterstattung gemäß Artikel 16 

Absätze 1 und 2 der EFSI-Verordnung aufbewahrt hat, ergänzt durch die nach 

Artikel 46 Absatz 2 erforderlichen zusätzlichen Informationen. Die Anforderungen 

gemäß diesem Absatz ermöglichen einheitliche Bedingungen für die 

Berichterstattung im Einklang mit Artikel 46 Absatz 3 dieser Verordnung. 

(5) Bei der Leistung eines Beitrags zu Finanzinstrumenten nach Artikel 38 Absatz 1 

Buchstabe c kann die Verwaltungsbehörde 

a) in das Kapital einer bestehenden oder neu geschaffenen juristischen Person 

investieren, die mit der Durchführung von Investitionen in Endbegünstigte im 

Einklang mit den Zielen des entsprechenden ESI-Fonds betraut ist und 

Durchführungsaufgaben übernehmen wird; 

b) [...] mit Durchführungsaufgaben nach Artikel 38 Absatz 4 Buchstaben b und c 

betrauen. Die [...] mit Durchführungsaufgaben betraute Stelle eröffnet entweder 

ein Treuhandkonto in eigenem Namen oder im Namen der Verwaltungsbehörde 

[...] oder richtet einen separaten Verwaltungsblock innerhalb der 

Finanzinstitution für den Programmbeitrag ein [...]. Im Falle eines getrennten 

Verwaltungsblocks wird ein Buchführungsunterschied zwischen in das 

Finanzinstrument investierten Programmressourcen und anderen in der 

Finanzinstitution verfügbaren Ressourcen gemacht. Die Aktiva auf 

Treuhandkonten und in solchen separaten Verwaltungsblocks werden im Einklang 

mit dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung nach den 

einschlägigen Aufsichtsregeln verwaltet und weisen eine angemessene Liquidität 

auf. 

Für die Zwecke dieses Artikels kann ein Finanzinstrument auch die Form einer 

Investitionsplattform in Einklang mit Artikel 2 Nummer 4 der EFSI-Verordnung 

annehmen oder ein Teil davon sein, sofern die Investitionsplattform die Form einer 

Zweckgesellschaft oder eines verwalteten Kontos hat. 
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[(6) Beim Einsatz der Finanzinstrumente nach Artikel 38 Absatz 1 Buchstabe c tragen die in 

Absatz [...] 5 genannten Stellen dafür Sorge, dass das geltende Recht eingehalten wird, 

einschließlich der Vorschriften für ESI-Fonds, staatliche Beihilfen, Vergabe öffentlicher 

Aufträge und einschlägiger Standards sowie der geltenden Rechtsvorschriften zur 

Prävention der Geldwäsche und zur Bekämpfung des Terrorismus und der 

Steuerhinterziehung. Diese Stellen dürfen [...] Praktiken, die den [...] Grundsätzen der 

EU für verantwortungsvolles Handeln im Steuerbereich gemäß [...] dem Unionsrecht 

[...] nicht genügen, [...] weder nutzen noch sich daran beteiligen. In diesem 

Zusammenhang tragen die Stellen, die die Finanzinstrumente einsetzen, der Politik 

der Union umfassend Rechnung. Sie dürfen nicht in Gebieten niedergelassen sein, die 

bei der Anwendung international vereinbarter Steuernormen betreffend Transparenz und 

Informationsaustausch nicht mit der Union zusammenarbeiten, und sie dürfen in Bezug 

auf die Durchführung der Finanzinstrumente [...] keine Geschäftsbeziehungen mit 

Einrichtungen unterhalten, die in solchen Gebieten errichtet wurden. Diese Stellen 

dürfen unter ihrer Verantwortung mit Finanzmittlern Vereinbarungen zur Durchführung 

der [...] Finanzinstrumente schließen. Sie setzen die in diesem Absatz genannten 

Anforderungen in ihren Verträgen mit Finanzmittlern, die für eine Beteiligung an der 

Durchführung von [...] Finanzinstrumenten im Rahmen solcher Vereinbarungen 

ausgewählt wurden, um.] 

(6a) Die Kommission erlässt bis zum [ABl.: Bitte Datum (drei Monate nach Inkrafttreten 

der Omnibus-Verordnung) einfügen] gemäß Artikel 149 delegierte Rechtsakte zur 

Ergänzung dieser Verordnung durch Festlegung von zusätzlichen spezifischen 

Regelungen hinsichtlich der Rolle, Haftung und Zuständigkeit der mit der 

Durchführung von Finanzinstrumenten betrauten Stellen sowie der 

diesbezüglichen Auswahlkriterien und Produkte, die durch Finanzinstrumente 

gemäß Artikel 38 Absatz 1 Buchstabe c zur Verfügung gestellt werden können, zu 

erlassen. 
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(7) Die in Absatz [...] 5 genannten Stellen können beim Einsatz der Dachfonds auch Teile 

der Durchführung an Finanzmittler abtreten, soweit sie die Verantwortung dafür 

übernehmen, dass die Finanzmittler die Kriterien gemäß [...] Artikel 31 Absatz 1 und 

Artikel 202 Absatz 1 [...] der Haushaltsordnung erfüllen. Die Finanzmittler werden auf 

Grundlage von offenen, transparenten, angemessenen und nicht diskriminierenden 

Verfahren ausgewählt; dabei werden Interessenkonflikte vermieden. 

(8) Leisten Verwaltungsbehörden für die Zwecke der Durchführung von 

Finanzinstrumenten gemäß Artikel 38 Absatz 1 Buchstabe c aus ESI-Fonds-

Programmmitteln einen Beitrag zu einem bestehenden Instrument [...], dessen 

Fondsmanagement bereits von der EIB ausgewählt worden ist, zu internationalen 

Finanzinstitutionen, an denen ein Mitgliedstaat beteiligt ist, oder zu einer als juristische 

Person gegründeten öffentlichen Bank oder [...] Institution, die im Rahmen ihrer 

gewerblichen Tätigkeit Finanzierungstätigkeiten ausübt und die Bedingungen nach 

Artikel 38 Absatz 4 Buchstabe b Ziffer iii erfüllt, so übertragen sie diesem 

Fondsmanagement Durchführungsaufgaben im Wege der Direktvergabe. 

(9) Abweichend von Artikel 41 Absätze 1 und 2 werden im Hinblick auf Beiträge zu 

Finanzinstrumenten nach Absatz 8 dieses Artikels Anträge auf Zwischenzahlungen 

entsprechend dem in der Finanzierungsvereinbarung festgelegten Fälligkeitsplan für 

Zahlungen gestaffelt. Der in Satz 1 genannte Fälligkeitsplan entspricht dem 

Fälligkeitsplan, der für andere Investoren, die an demselben Finanzinstrument beteiligt 

sind, vereinbart wurde. 

(10) Die Bedingungen für Beiträge gemäß Artikel 38 Absatz 1 Buchstabe c werden in den 

Finanzierungsvereinbarungen im Einklang mit Anhang IV auf folgenden Ebenen 

festgelegt: 

a) gegebenenfalls zwischen den mit einem ordnungsgemäßen Mandat ausgestatteten 

Vertretern der Verwaltungsbehörde und der den Dachfonds ausführenden Stelle; 

b) zwischen den mit einem ordnungsgemäßen Mandat ausgestatteten Vertretern der 

Verwaltungsbehörde oder gegebenenfalls der den Dachfonds ausführenden Stelle 

einerseits und der das Finanzinstrument durchführenden Stelle andererseits. 
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(11) In Bezug auf Beiträge nach Absatz 1 zu Investitionsplattformen, die Beiträge aus auf 

Unionsebene eingerichteten Instrumenten erhalten, wird die Einhaltung der Vorschriften 

über staatliche Beihilfen gemäß Artikel 202 Absatz [...]1 Buchstabe c der 

Haushaltsordnung gewährleistet. 

(12) Im Falle von in Artikel 38 Absatz 1 Buchstabe c genannten Finanzinstrumenten, die die 

Form eines Garantieinstruments haben, können die Mitgliedstaaten beschließen, dass 

die ESI-Fonds gegebenenfalls Beiträge zu [...] unterschiedlichen Tranchen von 

Portfolios aus Darlehen, die auch durch die [...] EU-Garantie des EFSI abgedeckt 

werden, leisten. 

(13) Es besteht die Möglichkeit, für den EFRE, den ESF, den Kohäsionsfonds und den 

EMFF eine separate Priorität und für den ELER eine separate Vorhabenart mit einem 

Kofinanzierungssatz von bis zu 100 % im Rahmen eines Programms zur Unterstützung 

von Vorhaben, die durch in Artikel 38 Absatz 1 Buchstabe c genannte 

Finanzinstrumente durchgeführt werden, einzurichten. 

(14) Ungeachtet des Artikels 70 und des Artikels 93 Absatz 1 können die Beiträge gemäß 

Absatz 1 zur Schaffung neuer Kredit- und Beteiligungsfinanzierungsmöglichkeiten im 

gesamten Hoheitsgebiet des Mitgliedstaates ohne Berücksichtigung der 

Regionenkategorien aufgewendet werden, sofern die Finanzierungsvereinbarung keine 

anderslautenden Bestimmungen enthält. 

(15) Vor Ende 2019 überprüft die Kommission die Anwendung dieses Artikels und 

unterbreitet dem Europäischen Parlament und dem Rat gegebenenfalls einen 

Gesetzgebungsvorschlag." 

14. Artikel 40 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 werden durch folgenden Text ersetzt: 

"(1) Die gemäß Artikel 124 dieser Verordnung sowie Artikel 65 der ELER-

Verordnung benannten Behörden führen auf Ebene der EIB oder anderer 

internationaler Finanzinstitutionen, an denen ein Mitgliedstaat beteiligt ist, keine 

Vor-Ort-Überprüfungen in Bezug auf Finanzinstrumente aus, die von diesen 

eingesetzt wurden. 
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Die benannten Behörden führen auf der Ebene anderer Stellen, die die 

Finanzinstrumente im Gebiet ihres jeweiligen Mitgliedstaats einsetzen, 

Überprüfungen gemäß Artikel 125 Absatz 5 der vorliegenden Verordnung und 

Artikel 59 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 durch [...]. 

Die EIB oder andere internationale Finanzinstitutionen, an denen ein Mitgliedstaat 

beteiligt ist, stellen den benannten Behörden Kontrollberichte zu jedem 

Zahlungsantrag zur Verfügung. Sie legen der Kommission und den benannten 

Behörden außerdem einen jährlichen Prüfbericht vor, der von den externen 

Prüfern dieser Stellen erstellt wird. Die Kontrollberichte und der jährliche 

Prüfbericht gemäß diesem Absatz lassen die Berichtspflichten einschließlich 

der Leistung der Finanzinstrumente gemäß Artikel 46 Absatz 2 dieser 

Verordnung unberührt. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, einen Durchführungsrechtsakt 

betreffend die Muster für die Kontrollberichte und die jährlichen Prüfberichte im 

Sinne des Unterabsatzes [...] 3 zu erlassen. 

Dieser Durchführungsrechtsakt wird gemäß dem in Artikel 150 Absatz 2 

genannten Beratungsverfahren erlassen. 

(2) Unbeschadet des Artikels 127 der vorliegenden Verordnung sowie des 

Artikels 9 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 führen die für die Prüfung der 

Programme zuständigen Stellen auf Ebene der EIB oder anderer internationaler 

Finanzinstitutionen, an denen ein Mitgliedstaat beteiligt ist, keine Prüfungen in 

Bezug auf Finanzinstrumente aus, die von diesen eingesetzt wurden. 

Die für die Prüfung der Programme zuständigen Stellen führen Prüfungen der 

Vorhaben und der Verwaltungs- und Kontrollsysteme auf der Ebene anderer 

Stellen, die in ihren jeweiligen Mitgliedstaaten Finanzinstrumente einsetzen, 

sowie auf Ebene der Endbegünstigten durch, wenn die Bedingungen des 

Artikels 40 Absatz 3 erfüllt sind. 
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Die Kommission kann Prüfungen auf Ebene der in Absatz 1 genannten Stellen 

durchführen, wenn sie zu dem Schluss gelangt, dass dies erforderlich ist, damit sie 

angesichts der ermittelten Risiken über hinreichende Gewähr verfügt. 

(2a) Im Fall von Finanzinstrumenten gemäß Artikel 38 Absatz 1 Buchstabe a und 

Artikel 39, die durch eine vor dem [ABl.: Bitte Datum (Tag des 

Inkrafttretens der Omnibus-Verordnung) einfügen] unterzeichnete 

Finanzierungsvereinbarung geschaffen wurden, gelten abweichend von den 

Absätzen 1 und 2 dieses Artikels die zum Zeitpunkt der Unterzeichnung der 

Finanzierungsvereinbarung anwendbaren Regeln dieses Artikels." 

b) Folgender Absatz 5a wird angefügt: 

"(5a) Abweichend von Artikel 143 Absatz 4 der vorliegenden Verordnung und 

Artikel 56 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 kann bei Vorhaben, die 

Finanzinstrumente umfassen, ein Beitrag, der nach Artikel 143 Absatz 2 der 

vorliegenden Verordnung oder nach Artikel 56 Absatz 1 der Verordnung (EU) 

Nr. 1306/2013 aufgrund einer einzelnen Unregelmäßigkeit gestrichen wurde, in 

demselben Vorhaben wiederverwendet werden, wobei Folgendes gilt: 

a) Wurde die Unregelmäßigkeit, die zur Streichung des Beitrags geführt hat, 

auf der Ebene des Endbegünstigten festgestellt, so darf der gestrichene 

Beitrag nur für andere Endbegünstigte im Rahmen desselben 

Finanzinstruments wiederverwendet werden; 

b) wurde die Unregelmäßigkeit, die zur Streichung des Beitrags geführt hat, 

auf der Ebene des Finanzmittlers im Rahmen eines Dachfonds festgestellt, 

so darf der gestrichene Beitrag nur für andere Finanzmittler [...] 

wiederverwendet werden. 
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Wurde die Unregelmäßigkeit, die zur Streichung des Beitrags geführt hat, 

auf der Ebene der den Dachfonds einsetzenden Stelle oder auf der Ebene 

der Stelle, die Finanzinstrumente im Rahmen einer Struktur ohne 

Dachfonds einsetzt, festgestellt, so darf der gestrichene Beitrag nicht im 

Rahmen desselben Vorhabens wiederverwendet werden. 

Im Falle einer finanziellen Berichtigung aufgrund einer systembedingten 

Unregelmäßigkeit darf der gestrichene Beitrag für keines der von der 

systembedingten Unregelmäßigkeit betroffenen Vorhaben wiederverwendet 

werden." 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

"(4) Die Kommission erlässt bis zum [ABl.: Bitte Datum (drei Monate nach 

Inkrafttreten der Omnibus-Verordnung) einfügen] gemäß Artikel 149 

delegierte Rechtsakte zur Ergänzung dieser Verordnung durch Festlegung 

von zusätzlichen spezifischen Regelungen betreffend die Verwaltung und 

Kontrolle von in Artikel 38 Absatz 1 Buchstaben b und c genannten 

Finanzinstrumenten im Hinblick auf die Arten von Kontrollen, die von den 

Verwaltungs- und Prüfbehörden durchzuführen sind, die Vorkehrungen für 

die Aufbewahrung von Belegen und die Sachverhalte, die durch die Belege 

nachzuweisen sind." 

15. In Artikel 41 Absatz 1 Unterabsatz 1 erhält der Einleitungssatz folgende Fassung: 

"(1) Hinsichtlich der Finanzinstrumente nach Artikel 38 Absatz 1 Buchstaben a und c und 

der Finanzinstrumente nach Artikel 38 Absatz 1 Buchstabe b, die im Einklang mit 

Artikel 38 Absatz 4 Buchstaben a, b und [...]c durchgeführt werden, werden zeitlich 

gestaffelte Anträge auf Zwischenzahlung[...] für an das Finanzinstrument gezahlte 

Programmbeiträge während des Förderzeitraums nach Artikel 65 Absatz 2 (im 

Folgenden "Förderzeitraum") unter folgenden Bedingungen eingereicht:" 
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15a. Artikel 41 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Hinsichtlich der im Einklang mit Artikel 38 Absatz 4 Buchstabe d durchgeführten 

Finanzinstrumente nach Artikel 38 Absatz 1 Buchstabe b enthalten die Anträge 

auf Zwischenzahlung[...] bzw. auf Restzahlung den Gesamtbetrag der von der 

Verwaltungsbehörde zwecks Investitionen bei Endbegünstigten vorgenommenen 

Zahlungen im Einklang mit Artikel 42 Absatz 1 Buchstaben a und b." 

15b. Artikel 42 Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"(3) Im Fall von auf die in Artikel 37 Absatz 4 genannten Unternehmen ausgerichteten 

eigenkapitalbasierten Instrumenten, für die vor dem 31. Dezember 2018 die in 

Artikel 38 Absatz 7 Buchstabe b genannte Finanzierungsvereinbarung 

unterzeichnet wird und über die bis zum Ende des Förderzeitraums mindestens 

55 % der in der entsprechenden Finanzierungsvereinbarung gebundenen 

Programmressourcen investiert wurden, kann ein begrenzter Betrag an Zahlungen 

für Investitionen bei Endbegünstigten für einen Zeitraum von maximal vier 

Jahren nach Ablauf des Zeitraums der Förderfähigkeit als förderfähige Ausgaben 

angesehen werden, sofern er in ein eigens zu diesem Zweck eingerichtetes 

Treuhandkonto eingezahlt wird, die Vorschriften über staatliche Beihilfen 

eingehalten werden und alle nachstehenden Bedingungen erfüllt sind." 

16. Artikel 42 Absatz 5 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(5) Werden Verwaltungskosten und -gebühren nach Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe d 

und Absatz 2 dieses Artikels von der Stelle, die den Dachfonds einsetzt, oder von den 

Stellen, die die Finanzinstrumente gemäß Artikel 38 Absatz 1 Buchstabe c und 

Artikel 38 Absatz 4 Buchstaben a, b und [...]c einsetzen, erhoben, so dürfen sie die 

Obergrenze, die in dem in Absatz 6 dieses Artikels genannten delegierten Rechtsakt 

festgelegt wird, nicht überschreiten. Während die Verwaltungskosten die Posten der 

direkten oder indirekten Kosten umfassen, die gegen einen Ausgabennachweis erstattet 

werden, beziehen sich die Verwaltungsgebühren auf einen vereinbarten Preis für 

erbrachte Dienstleistungen, der gegebenenfalls über einen wettbewerblichen 

Marktprozess festgelegt wird. Verwaltungskosten und -gebühren beruhen auf einer 

leistungsbasierten Berechnungsmethode." 
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17. Folgender Artikel 43a wird eingefügt: 

"Artikel 43a 

Differenzierte Behandlung von Investoren 

(1) Unterstützung aus den ESI-Fonds für bei den Endbegünstigten investierte 

Finanzinstrumente und Gewinne und andere Erträge oder Renditen wie Zinsen, 

Garantiegebühren, Dividenden, Kapitalerträge oder etwaige sonstige durch diese 

Investitionen erwirtschaftete Einnahmen, die auf die Unterstützung durch die ESI-Fonds 

zurückzuführen sind, können für eine differenzierte Behandlung [...] von nach dem 

Prinzip der Marktwirtschaft handelnden Investoren sowie, wenn die EU-Garantie 

gemäß der Verordnung (EU) Nr. 2015/1017 eingesetzt wird, der EIB verwendet werden. 

Eine solche differenzierte Behandlung ist gerechtfertigt, wenn es erforderlich ist, die 

parallele Bereitstellung privater Mittel zu mobilisieren und eine Hebelwirkung der 

öffentlichen Finanzierung zu erzielen. 

[...](1a) Die Bewertungen gemäß Artikel 37 Absatz 2 und Artikel 39a Absatz 3 

beinhalten gegebenenfalls auch eine Bewertung der Notwendigkeit und [...] des 

Umfangs der differenzierten Behandlung gemäß Absatz 1 [...] des vorliegenden 

Artikels und/oder eine Beschreibung des Mechanismus, der zur Feststellung der 

Notwendigkeit und des Umfangs einer solchen differenzierten Behandlung 

eingesetzt wird. 

[...](2) Die differenzierte Behandlung darf nicht über das Maß hinausgehen, das 

erforderlich ist, um Anreize für die parallele Bereitstellung privater Mittel zu schaffen. 

Sie darf nicht dazu führen, dass [...] nach dem Prinzip der Marktwirtschaft 

handelnden Investoren und die EIB, wenn die EU-Garantie gemäß der 

Verordnung (EU) Nr. 2015/1017 eingesetzt wird, eine zu hohe Vergütung erhalten. Die 

Angleichung der Zinsen wird durch eine angemessene Risiko- und Gewinnbeteiligung 

gewährleistet. 

[...](3) Durch die differenzierte Behandlung [...] von nach dem Prinzip der 

Marktwirtschaft handelnden Investoren werden die Vorschriften der Union über 

staatliche Beihilfen nicht berührt." 
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18. Artikel 44 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Unbeschadet des Artikels 43a werden Mittel, die aus Investitionen oder aus der 

Freigabe von für Garantieverträge gebundenen Mitteln zurück an Finanzinstrumente 

geflossen sind, einschließlich Kapitalrückzahlungen und -gewinne oder andere Erträge 

oder Renditen, wie Zinsen, Garantiegebühren, Dividenden, Kapitalerträge oder etwaige 

sonstige durch Investitionen erwirtschaftete Einnahmen, und die auf die Unterstützung 

durch die ESI-Fonds zurückzuführen sind, bis zum benötigten Betrag und in der in den 

einschlägigen Finanzierungsvereinbarungen vereinbarten Reihenfolge für folgende 

Zwecke wiederverwendet: 

a) weitere Investitionen durch dasselbe oder ein anderes Finanzinstrument, im 

Einklang mit den spezifischen Zielen, die in einer Priorität festgelegt wurden; 

b) gegebenenfalls zur Deckung von Verlusten beim Nennbetrag des ESI-Fonds-

Beitrags zu dem Finanzinstrument aufgrund von Negativzinsen, wenn diese 

Verluste trotz einer aktiven Kassenmittelverwaltung durch die Stellen, die die 

Finanzinstrumente einsetzen, entstehen; 

c) gegebenenfalls Erstattung von entstandenen Verwaltungskosten und Zahlung der 

Verwaltungsgebühren des Finanzinstruments." 

19. In Artikel 46 Absatz 2 [...] 

a) erhält Buchstabe c folgende Fassung: 

"c) Angabe der Stellen, die mit dem Einsatz der Finanzinstrumente betraut sind, 

und gegebenenfalls der Stellen, die mit dem Einsatz der Dachfonds betraut 

sind, nach Artikel 38 Absatz 1 Buchstaben a, b und c;" 
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b) erhalten die Buchstaben g und h folgende Fassung: 

"g) Zinsen und andere durch Unterstützung aus den ESI-Fonds für das 

Finanzinstrument generierte Erträge und an die Finanzinstrumente 

zurückerstattete Beträge der Programmressourcen aus Investitionen gemäß den 

Artikeln 43 und 44 sowie Beträge, die für eine differenzierte Behandlung 

gemäß Artikel 43a verwendet werden; 

h) Fortschritte bei der Erreichung der erwarteten Hebelwirkung von Investitionen der 

Finanzinstrumente und Beteiligungen;" 

19a. Artikel 49 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

"(4) Der Begleitausschuss kann der Verwaltungsbehörde Anmerkungen hinsichtlich 

der Durchführung und Bewertung des Programms, einschließlich Maßnahmen zur 

Verringerung des Verwaltungsaufwands der Begünstigten, übermitteln. Der 

Begleitausschuss kann ferner Anmerkungen zur Publizität der Unterstützung aus 

den ESI-Fonds und zur Sensibilisierung für ihre Ergebnisse machen. Der 

Begleitausschuss begleitet die infolge seiner Anmerkungen ergriffenen 

Maßnahmen." 

19b. Artikel 51 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Von 2016 bis einschließlich 2023 wird jährlich eine Überprüfungssitzung mit der 

Kommission und jedem Mitgliedstaat organisiert, um die Leistung eines jeden 

Programms zu überprüfen; dabei finden der jährliche Durchführungsbericht und 

gegebenenfalls die Anmerkungen und Empfehlungen der Kommission 

Berücksichtigung. In der Sitzung werden auch die Kommunikations- und 

Informationstätigkeiten des Programms überprüft, insbesondere die Ergebnisse 

und die Wirksamkeit von Maßnahmen zur Information der Öffentlichkeit über die 

Ergebnisse und den Zusatznutzen der Unterstützung aus den ESI-Fonds." 

20. Artikel 56 Absatz 5 wird gestrichen. 
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21. Artikel 57 Absatz 3 [...] erhält folgende Fassung: 

"(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für die ESI-Fonds-Beiträge zu zweckbestimmten 

Programmen gemäß Artikel 39 Absatz 4 Unterabsatz 1 Buchstabe b." 

22. Artikel 58 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Bezugnahme auf "Artikel 60 der Haushaltsordnung" wird durch eine Bezugnahme 

auf "Artikel 149 der Haushaltsordnung" ersetzt. 

aa) Buchstabe f erhält folgende Fassung: 

"f) Maßnahmen zur Verbreitung von Informationen, zur Unterstützung der 

Vernetzung, zur Durchführung von Kommunikationsmaßnahmen 

insbesondere über die mit der Unterstützung durch die ESI-Fonds erzielten 

Ergebnisse und ihren Zusatznutzen, zur Sensibilisierung und zur Förderung 

der Zusammenarbeit und des Erfahrungsaustauschs, auch mit Drittländern. 

Die Kommission setzt mindestens 15 % der in diesem Artikel genannten 

Mittel ein, um die Effizienz der Kommunikation mit der breiten 

Öffentlichkeit zu steigern und die Synergien zwischen den auf Initiative der 

Kommission ergriffenen Kommunikationsmaßnahmen zu verstärken, indem 

die Wissensbasis über die Ergebnisse ausgebaut wird, und zwar insbesondere 

durch eine effektivere Erhebung und Verbreitung von Daten und durch 

effektivere Bewertungen und Berichterstattung sowie insbesondere durch die 

Hervorhebung des Beitrags der ESI-Fonds zur Verbesserung der 

Lebensumstände der Menschen und durch eine größere Publizität der 

Unterstützung durch die ESI-Fonds sowie durch Sensibilisierung für die 

Ergebnisse und den Zusatznutzen dieser Unterstützung. Informations-, 

Kommunikations- und Publizitätsmaßnahmen in Bezug auf die Ergebnisse 

und den Zusatznutzen der Unterstützung durch die ESI-Fonds, die sich 

insbesondere auf Vorhaben konzentrieren, werden, soweit angezeigt, nach 

Abschluss der Programme fortgesetzt. Sie tragen auch zur institutionellen 

Kommunikation über die politischen Prioritäten der Union bei, soweit sie mit 

den allgemeinen Zielen dieser Verordnung in Zusammenhang stehen;" 
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b) Am Ende des Absatzes 1 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

"Je nach ihrem Zweck können die in diesem Artikel genannten Maßnahmen entweder 

als operative oder als Verwaltungsausgaben finanziert werden." 

23. Artikel 59 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender Absatz 1a wird angefügt: 

"Aus jedem ESI-Fonds können Vorhaben gefördert werden, bei denen es um technische 

Hilfe geht und die im Rahmen eines der anderen ESI-Fonds förderfähig sind." 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

"Unbeschadet des Absatzes 2 können die Mitgliedstaaten in Absatz 1 genannte 

Maßnahmen durchführen, indem eine Direktvergabe erfolgt an 

i) die EIB; 

ii) eine internationale Finanzinstitution, an der ein Mitgliedstaat beteiligt ist; 

iii) eine öffentliche Bank oder Finanzinstitution gemäß Artikel 38 Absatz 4 

Buchstabe b Ziffer iii." 
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24. Artikel 61 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erster Gedankenstrich erhält folgende Fassung: 

"Dieser Artikel gilt für Vorhaben, die nach ihrem Abschluss Nettoeinnahmen 

erwirtschaften. Im Sinne dieses Artikels bedeutet 'Nettoeinnahmen' Zuflüsse von 

Geldbeträgen, die unmittelbar von den Nutzern für die im Rahmen des Vorhabens 

bereitgestellten Waren und Dienstleistungen gezahlt werden, wie beispielsweise 

Gebühren, die unmittelbar von den Nutzern für die Benutzung der Infrastruktur, 

den Verkauf oder die Verpachtung/Vermietung von Grundstücken oder von 

Gebäuden entrichtet werden, oder Zahlungen für Dienstleistungen, abzüglich der 

im entsprechenden Zeitraum angefallenen Betriebskosten und 

Wiederbeschaffungskosten für kurzlebige Anlagegüter. Im Rahmen des 

Vorhabens erwirtschaftete Einsparungen bei den Betriebskosten, mit Ausnahme 

der Einsparungen infolge der Durchführung von Energieeffizienzmaßnahmen, 

werden als Nettoeinnahmen behandelt, es sei denn, sie werden durch eine 

entsprechende Kürzung der Betriebsbeihilfen ausgeglichen." 

[...]b) In Absatz 3 wird nach Buchstabe a ein neuer Buchstabe aa eingefügt: 

"Anwendung eines von einem Mitgliedstaat festgelegten Pauschalsatzes der 

Nettoeinnahmen für einen Sektor oder Teilsektor, der nicht unter Buchstabe a fällt. Vor 

Anwendung des Pauschalsatzes [...] überprüft die zuständige Prüfbehörde, [...] ob der 

Pauschalsatz nach einer fairen, ausgewogenen und überprüfbaren Methode auf der 

Grundlage historischer Daten oder objektiver Kriterien ermittelt wurde." 

[...]c) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

"Als Alternative zur Anwendung der Methoden nach Absatz 3 kann der 

Kofinanzierungshöchstsatz nach Artikel 60 Absatz 1 auf Ersuchen eines Mitgliedstaates 

für eine Priorität oder Maßnahme verringert werden, dem zufolge alle [...] geförderten 

Vorhaben einen einheitlichen Pauschalsatz gemäß Absatz 3 Unterabsatz 1 Buchstabe a 

anwenden könnten. Die Verringerung entspricht mindestens dem Betrag, der berechnet 

wird, indem der nach den fondsspezifischen Regelungen anwendbare Höchstsatz für die 

Kofinanzierung durch die Union mit dem entsprechenden in Absatz 3 Unterabsatz 1 

Buchstabe a genannten Pauschalsatz multipliziert wird." 
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[...]d) Absatz 7 Buchstabe h erhält folgende Fassung: 

"Vorhaben, für die die Unterstützungsbeträge oder -sätze in Anhang II der ELER-

Verordnung oder in der EMFF-Verordnung festgelegt sind." 

e) Absatz 8 erhält folgende Fassung: 

"(8) Zudem sind die Absätze 1 bis 6 nicht für Vorhaben anwendbar, für die die 

Unterstützung im Rahmen des Programms eine staatliche Beihilfe im Sinne 

des Artikels 2 Nummer 13 dieser Verordnung darstellt." 

25. Artikel 65 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 8 

i) erhält Buchstabe h folgende Fassung: 

"h) Vorhaben, für die die Unterstützungsbeträge oder -sätze in Anhang II der 

ELER-Verordnung oder in der EMFF-Verordnung festgelegt sind, mit 

Ausnahme derjenigen Vorhaben, bei denen im Rahmen der EMFF-

Verordnung auf diesen Absatz Bezug genommen wird, oder" 

ii) erhält Buchstabe i folgende Fassung: 

"i) Vorhaben, deren gesamte förderfähige Kosten 100 000 EUR nicht 

überschreiten." 
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b) Absatz 11 erhält folgende Fassung: 

"(11) Ein Vorhaben kann aus einem oder mehreren ESI-Fonds oder aus einem oder 

mehreren Programmen und aus anderen Unionsinstrumenten unterstützt werden, 

vorausgesetzt, die in einem Zahlungsantrag für einen der ESI-Fonds angegebenen 

Ausgaben werden weder für die Unterstützung aus [...] einem anderen Fonds 

oder Unionsinstrument noch aus demselben Fonds im Rahmen eines anderen 

Programms angegeben [...]. Der in einen Zahlungsantrag für einen ESI-Fonds 

einzutragende Ausgabenbetrag kann für jeden ESI-Fonds und für das/die 

betreffende(n) Programm(e) anteilsmäßig im Einklang mit dem Dokument, das 

die Bedingungen für die Unterstützung enthält, berechnet werden." 

26. Artikel 67 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

i) Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

"als Pauschalfinanzierung;" 

ii) Buchstabe e wird angefügt: 

"e) als Finanzierung, die nicht mit den Kosten der einschlägigen Vorhaben in 

Zusammenhang steht, sondern auf der Erfüllung von Bedingungen basiert, 

die mit der Erzielung von Fortschritten bei der Umsetzung oder mit der 

Erreichung von Programmzielen verknüpft sind [...], wie dies in dem 

gemäß Absatz 5a dieses Artikels erlassenen delegierten Rechtsakt[...] 

dargelegt ist. 

Im Falle der in Unterabsatz 1 Buchstabe e genannten 

Finanzierungsform wird eine Prüfung ausschließlich zu dem Zweck 

durchgeführt, zu überprüfen, ob die Bedingungen für die Erstattung 

erfüllt sind." 
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b) Folgender Absatz 2a wird eingefügt: 

"(2a) Für Vorhaben oder Projekte, die nicht unter Absatz 4 Satz 1 fallen und die 

Unterstützung aus dem EFRE und dem ESF erhalten, werden Zuschüsse und 

rückzahlbare Unterstützung, bei denen die öffentliche Unterstützung 

100 000 EUR nicht übersteigt, in Form von standardisierten Kosten je Einheit, 

Pauschalfinanzierungen oder Pauschalsätzen gewährt; dies gilt nicht für 

Vorhaben, für die eine Unterstützung im Rahmen staatlicher Beihilferegelungen, 

die keine De-minimis-Beihilfe darstellt, gewährt wird. 

Bei einer Pauschalfinanzierung können die Kostenkategorien, auf die der 

Pauschalsatz angewandt wird, gemäß Absatz 1 Buchstabe a erstattet werden. 

Bei aus dem ELER, dem EFRE oder dem ESF unterstützten Vorhaben, bei 

denen der Pauschalsatz gemäß Artikel 68b Absatz 1 angewandt wird, können 

die an die Teilnehmer ausgezahlten Vergütungen und Gehälter gemäß 

Absatz 1 Buchstabe a des vorliegenden Artikels erstattet werden. 

Dieser Absatz unterliegt den Übergangsbestimmungen gemäß Artikel 152 

Absatz 7." 

ba) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

"(4) Wird ein Vorhaben oder ein Projekt, das Teil eines Vorhabens ist, 

ausschließlich über die Vergabe von öffentlichen Aufträgen für 

Arbeitsleistungen und die Bereitstellung von Waren oder Dienstleistungen 

durchgeführt, findet lediglich Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstaben a und e 

Anwendung. Ist innerhalb eines Vorhabens oder eines Projekts, das Teil 

eines Vorhabens ist, die öffentliche Auftragsvergabe auf bestimmte 

Kostenkategorien beschränkt, so können alle in Absatz 1 genannten 

Optionen auf das gesamte Vorhaben oder das gesamte Projekt, das Teil eines 

Vorhabens ist, angewendet werden." 
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c) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

i) Buchstabe a erhält folgende Fassung. 

"a) anhand einer fairen, ausgewogenen und überprüfbaren Berechnungsmethode 

basierend auf: 

i) statistischen Daten [...], anderen objektiven Informationen [...] oder 

einer Experteneinschätzung oder 

ii) den überprüften Daten aus der bisherigen Tätigkeit einzelner 

Begünstigter oder 

iii) der Anwendung der üblichen Kostenrechnungspraxis einzelner 

Begünstigter;" [...] 

[...]ii) Folgender Buchstabe aa wird eingefügt: 

"aa) in einem Haushaltsplanentwurf, der von Fall zu Fall erstellt und vorab von 

der Verwaltungsbehörde oder im Fall des ELER von der für die 

Auswahl von Vorhaben zuständigen Behörde genehmigt wird, 

sofern die öffentliche Unterstützung 100 000 EUR nicht übersteigt;" 

iii) Folgender [...]Absatz wird eingefügt: 

"(5a) "Der Kommission wird die Befugnis übertragen, [...] ergänzend zu dieser 

Verordnung delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 149 in Bezug auf die 

Festlegung der in Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstaben b und d genannten 

standardisierten Kosten je Einheit oder Pauschalfinanzierungen, in Bezug 

auf die in [...] Absatz 5 Buchstabe a genannten diesbezüglichen Methoden 

und in Bezug auf die in Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe e genannte Form 

der Unterstützung zu erlassen; darin legt sie die genauen Modalitäten für 

die Finanzierungsbedingungen und ihre Anwendung fest." 
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27. Artikel 68 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 68 

Pauschalsätze für indirekte Kosten hinsichtlich Zuschüssen und rückzahlbarer Unterstützung 

Entstehen durch die Umsetzung eines Vorhabens indirekte Kosten, so können diese auf eine 

der folgenden Arten als Pauschalsatz berechnet werden: 

a) Pauschalsatz von bis zu 25 % der förderfähigen direkten Kosten, sofern der Satz auf der 

Grundlage einer fairen, ausgewogenen und überprüfbaren Berechnungsmethode oder 

Methode berechnet wird, die im Rahmen von vollständig vom Mitgliedstaat finanzierten 

Förderprogrammen für eine ähnliche Art von Vorhaben und Begünstigte gilt; 

b) Pauschalsatz von bis zu 15 % der förderfähigen direkten Personalkosten, ohne dass der 

Mitgliedstaat eine Berechnung des anzuwendenden Satzes anstellen muss; 

c) Pauschalsatz, der auf förderfähige direkte Kosten angewendet wird, welche auf 

bestehenden Methoden und den entsprechenden Sätzen basieren, anwendbar bei 

Unionsstrategien für eine ähnliche Art von Vorhaben und Begünstigte. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 149 zur 

Ergänzung der Bestimmungen betreffend den [...] Pauschalsatz[...] und die damit in 

Verbindung stehenden Methoden gemäß Unterabsatz 1 Buchstabe c dieses Absatzes zu 

erlassen." 

28. Folgende Artikel 68a und 68b werden eingefügt: 

"Artikel 68a 

Personalkosten hinsichtlich Zuschüssen und rückzahlbarer Unterstützung 

(1) Unmittelbare Personalkosten eines Vorhabens können in Form eines Pauschalbetrags 

von bis zu 20 % der direkten Kosten dieses Vorhabens (ohne Personalkosten) berechnet 

werden, ohne dass der Mitgliedstaat eine Berechnung des anzuwendenden Satzes 

anstellen muss, vorausgesetzt, die direkten Kosten des Vorhabens beinhalten keine 

öffentlichen Bauaufträge, deren Wert den in Artikel 4 Buchstabe a der Richtlinie 

2014/24/EU festgesetzten Schwellenwert überschreitet. 



 

 

15783/17 ADD 2  bba,tr/HBA/pg 59 
 DG G 2A  DE 
 

(2) Zur Bestimmung der Personalkosten kann ein [...] anwendbarer Stundensatz berechnet 

werden, indem die zuletzt dokumentierten jährlichen Bruttopersonalkosten durch 

1 720 Stunden (für Vollzeitkräfte) geteilt werden oder indem ein entsprechender Anteil 

von 1 720 Stunden (für Teilzeitkräfte) zugrunde gelegt wird. 

(3) Wird der gemäß Absatz 2 berechnete Stundensatz zugrunde gelegt, so darf die 

Gesamtzahl der pro Person für ein bestimmtes Jahr geltend gemachten Stunden die 

Anzahl der für die Berechnungen dieses [...] Stundensatzes herangezogenen Stunden 

nicht überschreiten. 

Unterabsatz 1 gilt nicht für Programme im Rahmen des Ziels 'Europäische 

territoriale Zusammenarbeit' in Bezug auf Personalkosten für Personen, die 

teilzeitig für das Vorhaben abgeordnet sind. 

[...](4) Liegen keine Angaben zu den jährlichen Bruttopersonalkosten vor, so können sie 

von den verfügbaren dokumentierten Bruttopersonalkosten oder von dem 

Beschäftigungsvertrag mit entsprechender Anpassung an einen Zwölfmonatszeitraum 

abgeleitet werden. 

[...](5) Personalkosten für Personen, die [...] teilzeitig für das Vorhaben abgeordnet sind, 

können als fester Prozentsatz der Bruttopersonalkosten berechnet werden, der einem 

festen Prozentsatz der für das Vorhaben aufgewendeten Arbeitszeit pro Monat 

entspricht; die Einführung eines gesonderten Arbeitszeiterfassungssystems ist nicht 

erforderlich. Der Arbeitgeber stellt für [...] die Mitarbeiter ein Dokument aus, in dem 

dieser [...] feste Prozentsatz [...] angegeben ist. 

[...] 
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Artikel 68b 

Pauschalsätze für andere Kosten als Personalkosten 

(1) Ein Pauschalsatz von bis zu 40 % der direkten förderfähigen Personalkosten kann 

genutzt werden, um die förderfähigen Restkosten eines Vorhabens abzudecken, ohne 

dass der Mitgliedstaat eine Berechnung des anzuwendenden Satzes vornehmen muss. 

[neuer Absatz] Bei Vorhaben, die durch den ESF, den EFRE oder den ELER 

unterstützt werden, werden Gehälter/Löhne und Unterstützungsgelder, die an 

Teilnehmer gezahlt werden, als zusätzliche förderfähige Kosten betrachtet, die nicht im 

Pauschalsatz enthalten sind. 

(2) Der in Absatz 1 genannte Pauschalsatz wird nicht auf Personalkosten angewendet, [...] 

die [...] auf der Grundlage eines Pauschalsatzes berechnet wurden." 

29. Artikel 70 [...] erhält folgende Fassung: 

a) [...] 

"Artikel 70 

Förderfähigkeit von Vorhaben je nach Standort 

(1) Vorbehaltlich der Abweichungen nach Absatz 2 und der fondsspezifischen 

Regelungen werden die aus den ESI-Fonds unterstützten Vorhaben im 

Programmgebiet durchgeführt. 

Für Vorhaben in Bezug auf die Erbringung von Dienstleistungen für Bürger oder 

Unternehmen, die sich auf das gesamte Gebiet eines Mitgliedstaats erstrecken, gilt, dass 

sie in allen Programmgebieten in einem Mitgliedstaat durchgeführt werden. In diesen 

Fällen werden die Ausgaben den betreffenden Programmgebieten auf der Grundlage 

objektiver Kriterien [...] anteilig zugewiesen. 
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[...] Unterabsatz 2 gilt nicht für das in Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung (EU) 

Nr. 1305/2013 genannte nationale Programm und das in Artikel 54 Absatz 1 der 

Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 genannte spezifische Programm für die Einrichtung 

und das Betreiben des nationalen Netzwerks für den ländlichen Raum. [...] 

b) [...] 

(2) Die Verwaltungsbehörde kann die Durchführung eines Vorhabens außerhalb des 

Programmgebiets, jedoch innerhalb der Union, genehmigen, vorausgesetzt, alle 

folgenden Bedingungen werden erfüllt: 

a) das Vorhaben bringt Vorteile für das Programmgebiet; 

b) der Gesamtbetrag aus dem EFRE, dem Kohäsionsfonds, dem ELER und dem 

EMFF, der im Rahmen des Programms außerhalb des Programmgebiets 

durchgeführten Vorhaben zugewiesen wurde, liegt nicht über 15 % der aus dem 

EFRE, dem Kohäsionsfonds, dem ELER und dem EMFF auf Ebene der Priorität 

geleisteten Unterstützung zum Zeitpunkt der Annahme des Programms [...]; 

c) der Begleitausschuss hat dem Vorhaben oder der Art der betroffenen 

Vorhaben zugestimmt; 

d) die Verpflichtungen der Behörden für das Programm im Zusammenhang mit 

der Verwaltung, Kontrolle und Prüfung des Vorhabens werden von den 

Behörden erfüllt, die für das Programm, in dessen Rahmen das Vorhaben 

unterstützt wird, zuständig sind, oder sie treffen mit Behörden in dem 

Gebiet, in dem das Vorhaben durchgeführt wird, Vereinbarungen. 
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c) [...] 

[...] Werden Vorhaben, die von den Fonds und dem EMFF finanziert werden, 

gemäß Absatz 2 außerhalb des Programmgebiets durchgeführt [...] und haben diese 

einen Nutzen sowohl außerhalb als auch innerhalb des Programmgebiets, so werden 

diese Ausgaben diesen Gebieten auf der Grundlage objektiver Kriterien [...] anteilig 

zugewiesen." 

[neuer Unterabsatz] Werden Vorhaben, die die in Artikel 9 Absatz 1 Nummer 1 

genannten thematischen Ziele betreffen, außerhalb des Mitgliedstaats, aber 

innerhalb der Union durchgeführt, so gelten nur die Buchstaben b und d. 

d) [...] 

(3) Bei Vorhaben zu technischer Hilfe oder zu [Informations-], Kommunikations- [und 

Publizitätsmaßnahmen] und zu Werbemaßnahmen oder bei Vorhaben im Rahmen der 

in Artikel 9 Absatz 1 Nummer 1 genannten thematischen Ziele dürfen Kosten 

außerhalb der Union anfallen, vorausgesetzt, [...] die Ausgaben sind für die 

zufriedenstellende Durchführung des Vorhabens notwendig. 

[...] 

(4) Die Absätze 1 bis 3 finden keine Anwendung auf Programme im Rahmen des Ziels 

'Europäische territoriale Zusammenarbeit' und die Absätze 2 und 3 finden keine 

Anwendung auf Vorhaben, die durch den ESF unterstützt werden." 
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30. Artikel 71 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

"(4) Die Absätze 1, 2 und 3 gelten nicht für Beiträge an oder durch Finanzinstrumente oder 

zum Leasingkauf gemäß Artikel 45 Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung (EU) 

Nr. 1305/2013 oder zu jedweden Vorhaben, bei denen eine Produktionstätigkeit infolge 

einer nicht betrugsbedingten Insolvenz aufgegeben wird." 

[31. In Artikel 75 Absatz 1 wird die Bezugnahme auf 'Artikel 59 Absatz 5 der Haushaltsordnung' 

durch eine Bezugnahme auf 'Artikel 62 Absätze 5, 5a und 5b der Haushaltsordnung' ersetzt.] 

31a. In Artikel 75 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

"(2a) "Die Kommission übermittelt der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats 

Folgendes: 

a) den Entwurf des Prüfberichts über die Vor-Ort-Prüfung oder -Kontrolle 

innerhalb von drei Monaten nach Abschluss der jeweiligen Vor-Ort-Prüfung 

oder -Kontrolle. Die oben genannte Frist schließt den Zeitraum vom Folgetag 

des Tages, an dem die Kommission dem Mitgliedstaat ihr Ersuchen um 

zusätzliche Informationen übermittelt, bis zu dem Tag, an dem der 

Mitgliedstaat auf das Ersuchen antwortet, nicht ein; 

b) den endgültigen Prüfbericht innerhalb von drei Monaten ab dem Tag, an 

dem eine umfassende Antwort der zuständigen nationalen Behörde auf den 

Entwurf eines Prüfberichts über die Vor-Ort-Prüfung oder -Kontrolle 

eingegangen ist; 

c) die Berichte gemäß den Buchstaben a und b werden innerhalb der 

vorgenannten Fristen in mindestens einer der Amtssprachen der Union 

bereitgestellt. 

Absatz 2a gilt nicht für den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die 

Entwicklung des ländlichen Raums." 
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32. Artikel 76 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird die Bezugnahme auf "Artikel 84 Absatz 2 der Haushaltsordnung" 

durch eine Bezugnahme auf "Artikel 108 Absatz 1der Haushaltsordnung" ersetzt. 

b) In Absatz 4 wird die Bezugnahme auf "Artikel 16 der Haushaltsordnung" durch eine 

Bezugnahme auf "Artikel 15 der Haushaltsordnung" ersetzt. 

33. In Artikel 79 Absatz 2 wird die Bezugnahme auf "Artikel 68 Absatz 3 der Haushaltsordnung" 

durch eine Bezugnahme auf "Artikel 80 Absatz 2 der Haushaltsordnung" ersetzt. 

[34. In Artikel 83 Absatz 1 Buchstabe c wird die Bezugnahme auf "Artikel 59 Absatz 5 der 

Haushaltsordnung" durch eine Bezugnahme auf "Artikel 62 Absätze 5, 5a und 5b der 

Haushaltsordnung" ersetzt.] 

35. In Artikel 84 wird die Bezugnahme auf "Artikel 59 Absatz 6 der Haushaltsordnung" durch 

eine Bezugnahme auf "Artikel 62 Absatz 6 der Haushaltsordnung" ersetzt. 

36. Artikel 98 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"Aus dem EFRE und dem ESF kann – ergänzend und in Höhe von höchstens 10 % der 

Unionsfinanzmittel für jede Prioritätsachse eines operationellen Programms – ein Teil eines 

Vorhabens finanziert werden, für dessen Kosten eine Unterstützung aus dem anderen Fonds 

auf der Grundlage der für diesen Fonds geltenden Regeln in Frage kommt, vorausgesetzt, 

diese Kosten sind für die zufriedenstellende Durchführung des Vorhabens notwendig und 

direkt damit verbunden." 
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37. Artikel 102 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

"(6) Ausgaben für ein Großprojekt können nach der Vorlage zur Genehmigung gemäß 

Absatz 2 in einen Zahlungsantrag aufgenommen werden. Genehmigt die 

Kommission das von der Verwaltungsbehörde ausgewählte Großprojekt nicht, so 

wird die Ausgabenerklärung im Anschluss an die Rücknahme des Antrags durch 

den Mitgliedstaat oder die Annahme des Beschlusses der Kommission 

entsprechend berichtigt." 

b) Folgender Absatz 6a wird angefügt: 

"(6a) Wird das Großprojekt gemäß Absatz 1 durch unabhängige Sachverständige 

bewertet, können die Ausgaben im Zusammenhang mit diesem Großprojekt in 

einen Zahlungsantrag aufgenommen werden, nachdem die Verwaltungsbehörde 

die Kommission davon unterrichtet hat, dass den unabhängigen Sachverständigen 

die nach Artikel 101 erforderlichen Informationen vorgelegt wurden. 

Eine unabhängige Qualitätsüberprüfung wird binnen sechs Monaten nach 

Übermittlung dieser Informationen an die unabhängigen Sachverständigen 

vorgelegt. 

In folgenden Fällen [...] werden die entsprechenden Ausgaben gestrichen und die 

Ausgabenerklärung wird entsprechend berichtigt: 

a) wenn die unabhängige Qualitätsüberprüfung der Kommission nicht 

drei Monate nach Ablauf der in Unterabsatz 1 genannten Frist 

vorgelegt wurde oder 
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b) wenn die zu übermittelnden Informationen von dem Mitgliedstaat 

zurückgezogen werden oder 

c) wenn die betreffende Überprüfung negativ ausfällt." 

38. Artikel 104 Absätze 2 und 3 erhält folgende Fassung: 

"(2) Die einem gemeinsamen Aktionsplan zugewiesenen öffentlichen Ausgaben betragen 

mindestens 5 000 000 EUR bzw. 5 % der öffentlichen Unterstützung des operationellen 

Programms oder eines der beitragenden Programme, je nachdem welcher Wert niedriger 

ist. 

(3) Absatz 2 gilt weder für Maßnahmen im Rahmen der Beschäftigungsinitiative für junge 

Menschen noch für den ersten von einem Mitgliedstaat im Rahmen des Ziels 

'Investitionen in Wachstum und Beschäftigung' unterbreiteten gemeinsamen 

Aktionsplan noch für den ersten von einem Programm im Rahmen des Ziels 

'Europäische territoriale Zusammenarbeit' unterbreiteten gemeinsamen Aktionsplan." 

39. Artikel 105 Absatz 2 Satz 2 wird gestrichen. 

40. Artikel 106 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

"1. eine Beschreibung der Ziele des gemeinsamen Aktionsplans und der Art und 

Weise, wie er einen Beitrag zu den Zielen des Programms oder zu den 

entsprechenden länderspezifischen Empfehlungen und den Grundzügen der 

Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und der Union gemäß Artikel 121 Absatz 2 

AEUV und den entsprechenden Ratsempfehlungen, die die Mitgliedstaaten bei 

ihrer Beschäftigungspolitik gemäß Artikel 148 Absatz 4 AEUV berücksichtigen 

müssen, leistet;" 

b) Nummer 2 wird gestrichen. 
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c) Nummer 3 erhält folgende Fassung: 

"3. eine Beschreibung der geplanten Projekte oder Projektarten zusammen mit 

Etappenzielen, soweit angezeigt, sowie gegebenenfalls die Zielvorgaben für 

Outputs und Ergebnisse im Zusammenhang mit den gemeinsamen Indikatoren, 

aufgeschlüsselt nach Prioritätsachsen;" 

d) [...] 

d) Nummer 6 erhält folgende Fassung: 

"6. die Versicherung, dass der gemeinsame Aktionsplan zu dem Ansatz beiträgt, 

die Gleichstellung von Männern und Frauen zu fördern, wie dies in dem 

betreffenden Programm oder der betreffenden Partnerschaftsvereinbarung 

ausgeführt wird;" 

da) Nummer 7 erhält folgende Fassung: 

"7. die Versicherung, dass der gemeinsame Aktionsplan zu dem Ansatz einer 

nachhaltigen Entwicklung beiträgt, wie dies in dem betreffenden Programm 

oder der betreffenden Partnerschaftsvereinbarung ausgeführt wird;" 

e) Nummer 8 erhält folgende Fassung: 

"8. die Durchführungsbestimmungen für den gemeinsamen Aktionsplan, darunter: 

a) Informationen über die Auswahl des gemeinsamen Aktionsplans durch die 

Verwaltungsbehörde gemäß Artikel 125 Absatz 3; 

b) die Vorkehrungen zur Verwaltung des gemeinsamen Aktionsplans gemäß 

Artikel 108; 

c) die Vorkehrungen für Begleitung und Bewertung des gemeinsamen 

Aktionsplans einschließlich der Vorkehrungen zur Sicherung der Qualität, 

Erhebung und Speicherung von Daten zum Erreichen der Etappenziele, von 

Output und von Ergebnissen;" 
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f) Nummer 9 Buchstabe b wird gestrichen. 

g) Nummer 9 Buchstabe a wird wie folgt geändert: 

"a) die Kosten für das Erreichen der Etappenziele und der Ziele für Output und 

Ergebnisse [...], basierend – im Falle von standardisierten Kosten je Einheit 

und Pauschalfinanzierungen – auf den in Artikel 67 Absatz 5 dieser Verordnung 

und Artikel 14 der ESF-Verordnung festgelegten Methoden;" 

41. Artikel 107 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

"(3) In dem in Absatz 2 genannten Beschluss werden der Begünstigte und die Ziele des 

gemeinsamen Aktionsplans, gegebenenfalls die Etappenziele und Zielvorgaben für 

Output und Ergebnisse, die Kosten für das Erreichen dieser Etappenziele und 

Zielvorgaben für Output und Ergebnisse sowie der Finanzierungsplan, aufgeschlüsselt 

nach operationellem Programm und Prioritätsachse einschließlich des insgesamt 

förderfähigen Betrags und des Betrags der öffentlichen Ausgaben, der Laufzeit des 

gemeinsamen Aktionsplans und gegebenenfalls der geografischen Abdeckung und 

Zielgruppen des gemeinsamen Aktionsplans, angegeben." 

42. Artikel 108 Absatz 1 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

"Der Mitgliedstaat oder die Verwaltungsbehörde richtet einen Lenkungsausschuss für den 

gemeinsamen Aktionsplan ein, der sich vom Begleitausschuss der entsprechenden 

operationellen Programme unterscheiden kann. Der Lenkungsausschuss tritt mindestens 

zweimal pro Jahr zusammen und erstattet der Verwaltungsbehörde Bericht. Soweit angezeigt, 

unterrichtet die Verwaltungsbehörde den entsprechenden Begleitausschuss über die 

Ergebnisse der vom Lenkungsausschuss ausgeführten Arbeiten und die Fortschritte bei der 

Durchführung des gemeinsamen Aktionsplans gemäß Artikel 110 Absatz 1 Buchstabe e und 

Artikel 125 Absatz 2 Buchstabe a." 

43. Artikel 109 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"Zahlungen an den Begünstigten im Rahmen eines gemeinsamen Aktionsplans werden als 

Pauschalfinanzierung oder als standardisierte Kosten je Einheit behandelt." 
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44. Artikel 110 [...] wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

"c) Umsetzung der Kommunikationsstrategie – einschließlich Informations- und 

Kommunikationsmaßnahmen – und von Maßnahmen zur Verbesserung der 

Publizität der Fonds;" 

b) Absatz 2 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

"a) die Methodik und die Kriterien, die für die Auswahl der Vorhaben verwendet 

werden, [...] es sei denn, diese werden von lokalen Aktionsgruppen gemäß 

Artikel 34 Absatz 3 Buchstabe c genehmigt;" 

45. Artikel 114 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Die Verwaltungsbehörde oder der Mitgliedstaat erstellt für ein oder mehrere 

operationelle Programme einen Bewertungsplan. Der Bewertungsplan wird dem 

Begleitausschuss spätestens ein Jahr nach Annahme des operationellen 

Programms übermittelt. Im Falle zweckbestimmter Programme gemäß Artikel 39 

Absatz 4 Unterabsatz 1 Buchstabe b, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung 

angenommen wurden, wird der Bewertungsplan dem Begleitausschuss spätestens 

ein Jahr nach dem Tag des Inkrafttretens dieser Verordnung unterbreitet." 

b) Absatz 4 wird gestrichen. 

45a. Die Überschrift des Kapitels II erhält folgende Fassung: 

Information, [...] Kommunikation und Publizität" 
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46. Artikel 115 [...] wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift des Artikels erhält folgende Fassung: 

"Artikel 115 

Information, Kommunikation und Publizität" 

b) Absatz 1 Buchstabe d erhält folgende Fassung: 

"d) Bekanntmachung der Rolle und Errungenschaften der Kohäsionspolitik und 

der Fonds bei den Bürgerinnen und Bürgern der Union durch Maßnahmen 

zur Verbesserung der Publizität der [...] Ergebnisse und Auswirkungen der 

Partnerschaftsvereinbarungen, operationellen Programme und Vorhaben." 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

(3) Detaillierte Regelungen zu Informations-, Kommunikations- und 

Publizitätsmaßnahmen für die Öffentlichkeit und zu 

Informationsmaßnahmen für potenzielle Begünstigte und Begünstigte sind in 

Anhang XII festgelegt." 

46a. Artikel 116 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

"(3) Abweichend von Absatz 2 Unterabsatz 3 informiert die Verwaltungsbehörde den 

zuständigen Begleitausschuss bzw. die zuständigen Begleitausschüsse mindestens 

einmal jährlich über die Fortschritte bei der Umsetzung der 

Kommunikationsstrategie gemäß Artikel 110 Absatz 1 Buchstabe c und über ihre 

Analyse der Ergebnisse sowie über die geplanten, im folgenden Jahr 

durchzuführenden Informations- und Kommunikationsmaßnahmen und 

Maßnahmen, die die Publizität der Fonds verbessern. Der Begleitausschuss gibt 

eine Stellungnahme zu den für das folgende Jahr geplanten Maßnahmen ab, 

einschließlich zu Möglichkeiten zur Steigerung der Wirksamkeit von an die breite 

Öffentlichkeit gerichteten Kommunikationsmaßnahmen." 
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46b. Artikel 117 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

"(4) Die Kommission richtet Unionsnetzwerke ein, denen die von den Mitgliedstaaten 
benannten Mitglieder angehören, um einen Informationsaustausch über die 
Ergebnisse der Durchführung der Kommunikationsstrategien, den Austausch von 
Erfahrungen bei der Durchführung von Informations- und 
Kommunikationsmaßnahmen und den Austausch bewährter Verfahren zu 
gewährleisten und eine gemeinsame Planung oder Koordinierung von 
Kommunikationsmaßnahmen zwischen den Mitgliedstaaten und gegebenenfalls 
mit der Kommission zu ermöglichen. Im Rahmen der Netzwerke wird mindestens 
einmal jährlich die Wirksamkeit von Informations- und 
Kommunikationsmaßnahmen erörtert und bewertet und es werden Empfehlungen 
vorgeschlagen, um die Reichweite und Wirkung von Kommunikationsmaßnahmen 
zu verbessern und für ihre Ergebnisse und ihren Zusatznutzen zu sensibilisieren." 

47. Artikel 119 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

"Der technischer Hilfe in einem Mitgliedstaat zugewiesene Betrag aus den Fonds darf 
nicht höher sein als 4 % des Betrags aus den Fonds, der den operationellen Programmen 
zum Zeitpunkt der Annahme der operationellen Programme [...] im Rahmen des Ziels 
'Investitionen in Wachstum und Beschäftigung' insgesamt zugewiesen ist." 

b) Absatz 2 Satz 1 wird gestrichen. 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

"(4) Werden die in Absatz 1 genannten Mittel im Falle von Strukturfonds verwendet, 
um insgesamt Vorhaben zu fördern, bei denen es um technische Hilfe in Bezug 
auf mehr als eine Regionenkategorie geht, können die Ausgaben im 
Zusammenhang mit den Vorhaben im Rahmen einer Prioritätsachse, die 
unterschiedliche Regionenkategorien kombiniert, vorgenommen und anteilsmäßig 
zugewiesen werden, wobei entweder die jeweiligen Zuweisungen für die 
unterschiedlichen Regionenkategorien des operativen Programms oder die 
Mittelzuweisung in jeder Regionenkategorie als Anteil der Gesamtzuweisung für 
den Mitgliedstaat berücksichtigt werden." 
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48. Artikel 122 Absatz 2 Unterabsatz 4 erhält folgende Fassung: 

"Können rechtsgrundlos an einen Begünstigten für ein Vorhaben gezahlte Beträge aufgrund 

eines Fehlers oder einer Fahrlässigkeit eines Mitgliedstaats nicht wieder eingezogen werden, 

so haftet dieser Mitgliedstaat für die Erstattung der entsprechenden Beträge an den Haushalt 

der Union. Die Mitgliedstaaten können beschließen, einen rechtsgrundlos gezahlten Betrag 

nicht wieder einzuziehen, wenn der vom Begünstigten einzuziehende Betrag (ohne 

Berücksichtigung der Zinsen) in einem Geschäftsjahr 250 EUR an Beiträgen aus den Fonds 

an das Vorhaben nicht übersteigt." 

49. Artikel 123 Absatz 5 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

"Im Falle der Fonds und im Falle des EMFF können, sofern der Grundsatz der funktionellen 

Unabhängigkeit gewahrt ist, die Verwaltungsbehörde, gegebenenfalls die 

Bescheinigungsbehörde und die Prüfbehörde derselben Behörde oder öffentlichen Stelle 

angehören." 

50. Artikel 125 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

"c) sicherstellen, dass den Begünstigten Unterlagen zur Verfügung gestellt 

werden, aus denen die Bedingungen für die Unterstützung im Rahmen der 

einzelnen Vorhaben, einschließlich der besonderen Anforderungen 

hinsichtlich der Produkte oder Dienstleistungen, die im Rahmen des 

Vorhabens zu liefern bzw. zu erbringen sind, der Finanzierungsplan und die 

Fristen für die Durchführung sowie Anforderungen betreffend Information, 

Kommunikation und Publizität hervorgehen;" 
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50. [...] (b) [...]Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

"a) überprüfen, ob die kofinanzierten Produkte und Dienstleistungen geliefert 

bzw. erbracht wurden, ob das Vorhaben den anwendbaren 

Rechtsvorschriften, dem operationellen Programm und den Bedingungen für 

die Unterstützung des Vorhabens genügt und 

i) ob – im Falle von Kosten, die gemäß Artikel 67 Absatz 1 Buchstabe a 

zu erstatten sind – der Betrag der von den Begünstigten im 

Zusammenhang mit diesen Kosten geltend gemachten Ausgaben 

gezahlt wurde; 

ii) ob – im Falle von gemäß Artikel 67 Absatz 1 Unterabsatz 1 

Buchstaben b, c, d und [...]e erstatteten Kosten – die Bedingungen für 

die Erstattung von Ausgaben an den Begünstigten erfüllt sind;" 

[b) Unter Buchstabe e wird die Bezugnahme auf "Artikel 59 Absatz 5 Buchstaben a 

und b der Haushaltsordnung" durch eine Bezugnahme auf "Artikel 62 Absatz 5 

Buchstaben a und b und Artikel 62 Absätze 5a und 5b der Haushaltsordnung" 

ersetzt.] 

[51. In Artikel 126 Absatz 1 Buchstabe b wird die Bezugnahme auf "Artikel 59 Absatz 5 

Buchstabe a der Haushaltsordnung" durch eine Bezugnahme auf "Artikel 62 Absatz 5 

Buchstabe a und Artikel 62 Absatz 5a der Haushaltsordnung" ersetzt.] 

[52. Artikel 127 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Unterabsatz 3 wird die Bezugnahme auf "Artikel 59 Absatz 5 Unterabsatz 2 

der Haushaltsordnung" durch eine Bezugnahme auf "Artikel 62 Absatz 5b [...] der 

Haushaltsordnung" ersetzt. 

b) In Absatz 5 Buchstabe a wird die Bezugnahme auf "Artikel 59 Absatz 5 Unterabsatz 2 

der Haushaltsordnung" durch eine Bezugnahme auf "Artikel 62 Absatz 5b [...] der 

Haushaltsordnung" ersetzt.] 
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52a. Artikel 131 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 131 

Zahlungsanträge 

(1) Die Zahlungsanträge enthalten für jede Priorität 

a) den Gesamtbetrag der förderfähigen Ausgaben, die den Begünstigten 

entstanden sind und für die Durchführung der Vorhaben getätigt wurden, so, 

wie er im Rechnungsführungssystem der Bescheinigungsbehörde verbucht 

wurde; 

b) den Gesamtbetrag der öffentlichen Ausgaben, die in die Durchführung der 

Vorhaben geflossen sind, so, wie sie im Rechnungsführungssystem der 

Bescheinigungsbehörde verbucht wurden. 

Was die Beträge anbelangt, die in Zahlungsanträge für die Unterstützungsart nach 

Artikel 67 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe e aufzunehmen sind, so enthalten die 

Zahlungsanträge die Elemente, die in den nach Artikel 67 Absatz 5a erlassenen 

delegierten Rechtsakten vorgesehen sind, wobei das einschlägige Muster für 

Zahlungsanträge verwendet wird, das in den nach Artikel 136 Absatz 6 erlassenen 

Durchführungsrechtsakten enthalten ist. 

(2) Außer für Unterstützungsarten nach Artikel 67 Absatz 1 Unterabsatz 1 

Buchstaben b, c, d und e, Artikel 68, Artikel 68a, Artikel 68b, Artikel 69 Absatz 1 

und Artikel 109 dieser Verordnung sowie nach Artikel 14 der ESF-Verordnung 

werden die in den Zahlungsanträgen enthaltenen förderfähigen Ausgaben durch 

quittierte Rechnungen oder gleichwertige Buchungsbelege nachgewiesen. Für diese 

Unterstützungsarten entsprechen die in den Zahlungsanträgen enthaltenen 

Beträge den auf der jeweils geltenden Grundlage berechneten Kosten. 
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(3) Im Falle von Beihilferegelungen gemäß Artikel 107 AEUV muss der Betrag des 
öffentlichen Beitrags, der den in dem Zahlungsantrag enthaltenen Ausgaben 
entspricht, durch die die Beihilfe gewährende Stelle an die Begünstigten gezahlt 
worden sein oder, wenn die Mitgliedstaaten beschlossen haben, dass der 
Begünstigte gemäß Artikel 2 Nummer 10 Satz 2 die die Beihilfe gewährende Stelle 
ist, vom Begünstigten an die die Beihilfe erhaltende Stelle gezahlt worden sein. 

(4) Abweichend von Absatz 1 kann im Falle von staatlichen Beihilfen der 
Zahlungsantrag Vorschüsse beinhalten, die von der die Beihilfe gewährenden 
Stelle an den Begünstigten gezahlt werden oder, wenn die Mitgliedstaaten 
beschlossen haben, dass der Begünstigte gemäß Artikel 2 Nummer 10 Satz 2 die 
die Beihilfe gewährende Stelle ist, vom Begünstigten an die die Beihilfe erhaltende 
Stelle gezahlt werden; hierfür gelten die folgenden kumulativen Bedingungen: 

a) Diese Vorschüsse sind Gegenstand einer Garantie, die von einer Bank oder 
einer anderen, in einem Mitgliedstaat niedergelassenen Finanzeinrichtung 
gewährleistet wird, oder sie werden durch ein Instrument gedeckt, das von 
einer öffentlichen Einrichtung oder dem Mitgliedstaat selbst als Garantie 
bereitgestellt wird; 

b) diese Vorschüsse überschreiten nicht 40 % des Gesamtbetrags der Beihilfe, 
die einem Begünstigten für ein bestimmtes Vorhaben gewährt wird, bzw. des 
Gesamtbetrags der Beihilfe, die der die Beihilfe erhaltenden Stelle als Teil 
eines bestimmtes Vorhabens gewährt wird, wenn die Mitgliedstaaten 
beschlossen haben, dass der Begünstigte gemäß Artikel 2 Nummer 10 Satz 2 
die die Beihilfe gewährende Stelle ist; 

c) diese Vorschüsse werden durch Ausgaben gedeckt, die von den Begünstigten 
oder, wenn die Mitgliedstaaten beschlossen haben, dass der Begünstigte 
gemäß Artikel 2 Nummer 10 Satz 2 die die Beihilfe gewährende Stelle ist, von 
der die Beihilfe erhaltenden Stelle bei der Durchführung des Vorhabens 
gezahlt und durch quittierte Rechnungen oder gleichwertige Buchungsbelege 
nachgewiesen werden, und zwar spätestens innerhalb von drei Jahren nach 
dem Jahr der Zahlung des Vorschusses oder zum 31. Dezember 2023 – je 
nachdem, welches der frühere Zeitpunkt ist –, wobei im Falle der 
Nichteinhaltung der nächste Zahlungsantrag entsprechend zu berichtigen ist. 
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(5) Jeder Zahlungsantrag, der Vorschüsse der in Absatz 4 genannten Art beinhaltet, 

muss folgende Beträge gesondert ausweisen: den Gesamtbetrag der 

Vorschusszahlungen im Rahmen des operationellen Programms, den durch 

Ausgaben des Begünstigten oder – wenn die Mitgliedstaaten beschlossen haben, 

dass der Begünstigte gemäß Artikel 2 Nummer 10 Satz 2 die die Beihilfe 

gewährende Stelle ist – der die Beihilfe erhaltenden Stelle binnen drei Jahren nach 

Zahlung des Vorschusses gemäß Absatz 4 Buchstabe c gedeckten Betrag sowie den 

nicht durch Ausgaben des Begünstigten oder – wenn die Mitgliedstaaten 

beschlossen haben, dass der Begünstigte gemäß Artikel 2 Nummer 10 die die 

Beihilfe gewährende Stelle ist – der die Beihilfe erhaltenden Stelle gedeckten 

Betrag, für den der Dreijahreszeitraum noch nicht abgelaufen ist." 

[53. [...] 

[54. In Artikel 137 Absatz 1 wird die Bezugnahme auf "Artikel 59 Absatz 5 Buchstabe a der 

Haushaltsordnung" durch eine Bezugnahme auf "Artikel 62 Absatz 5 Buchstabe a und 

Artikel 62 Absatz 5a der Haushaltsordnung" ersetzt.] 

55. In Artikel 138 wird die Bezugnahme auf "Artikel 59 Absatz 5 der Haushaltsordnung" durch 

eine Bezugnahme auf "Artikel 62 Absatz 5 der Haushaltsordnung" ersetzt. 

[56. [...] 

57. In Artikel 140 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

"Liegen Dokumente im Einklang mit dem Verfahren nach Absatz 5 auf allgemein üblichen 

Datenträgern vor, so sind keine Originaldokumente erforderlich." 

[58. In Artikel 145 Absatz 7 Buchstabe a wird die Bezugnahme auf "Artikel 59 Absatz 5 der 

Haushaltsordnung" durch eine Bezugnahme auf "Artikel 62 Absätze 5, 5a und 5b der 

Haushaltsordnung" ersetzt.] 
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[59. In Artikel 147 Absatz 1 wird die Bezugnahme auf "Artikel [...] 78 der Haushaltsordnung" 

durch eine Bezugnahme auf "Artikel [...] 96 der Haushaltsordnung" ersetzt.] 

59a. Artikel 148 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Die Vorhaben, bei denen die gesamten förderfähigen Ausgaben 400 000 EUR für 

den EFRE und den Kohäsionsfonds, 300 000 EUR für den ESF bzw. 200 000 EUR 

für den EMFF nicht übersteigen, werden vor Vorlage des Rechnungsabschlusses, 

in dem die letzten Ausgaben für das abgeschlossene Vorhaben verbucht wurden, 

maximal einer Prüfung unterzogen, die entweder von der Prüfbehörde oder der 

Kommission durchgeführt wird. Andere Vorhaben werden entweder von der 

Prüfbehörde oder der Kommission vor Vorlage des Rechnungsabschlusses, in dem 

die letzten Ausgaben für das abgeschlossene Vorhaben verbucht wurden, maximal 

einer Prüfung pro Geschäftsjahr unterzogen. Die Vorhaben werden in einem Jahr, 

in dem der Europäische Rechnungshof bereits eine Prüfung durchgeführt hat, 

weder von der Kommission noch von der Prüfbehörde einer Prüfung unterzogen, 

sofern die Ergebnisse der Prüftätigkeit, die vom Europäischen Rechnungshof für 

solche Vorhaben durchgeführt wurde, von der Prüfbehörde oder der Kommission 

zur Erfüllung ihrer jeweiligen Aufgaben genutzt werden können. 

Abweichend von Unterabsatz 1 können Vorhaben, bei denen die gesamten 

förderfähigen Ausgaben einen Betrag zwischen 200 000 EUR und 400 000 EUR für 

den EFRE und den Kohäsionsfonds, zwischen 150 000 EUR und 300 000 EUR für 

den ESF bzw. zwischen 100 000 EUR und 200 000 EUR für den EMFF ausmachen, 

mehr als einer Prüfung unterzogen werden, wenn die Prüfbehörde aufgrund 

pflichtgemäßen Ermessens zu dem Schluss gelangt, dass es nicht möglich ist, einen 

Bestätigungsvermerk auf der Grundlage statistischer oder nicht-statistischer 

Stichprobenverfahren nach Artikel 127 Absatz 1 zu erteilen/erstellen, ohne mehr 

als eine Prüfung des betreffenden Vorhabens durchzuführen." 
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59b. Artikel 149 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 5 Absatz 3, 

Artikel 12 Absatz 2, Artikel 22 Absatz 7 Unterabsatz 4, Artikel 37 Absatz 13, 

Artikel 38 Absatz 4 Unterabsatz 3, Artikel 40 Absatz 4, Artikel 41 Absatz 3, 

Artikel 42 Absatz 1 Unterabsatz 2, Artikel 42 Absatz 6, Artikel 61 Absatz 3 

Unterabsätze 2, 3, 4 und 7, Artikel 63 Absatz 4, Artikel 64 Absatz 4, Artikel 67 

Absatz 5a, Artikel 68 Absatz 1 Unterabsatz 2, Artikel 101 Absatz 4, Artikel 122 

Absatz 2 Unterabsatz 5, Artikel 125 Absatz 8 Unterabsatz 1, Artikel 125 Absatz 9, 

Artikel 127 Absätze 7 und 8 und Artikel 144 Absatz 6 wird der Kommission ab 

21. Dezember 2013 bis zum 31. Dezember 2020 übertragen." 

60. In Artikel 152 wird ein neuer Absatz [...] 7 angefügt: 

[...] 

"(7) Die Verwaltungsbehörde (oder der Begleitausschuss für Programme im Rahmen 

des Ziels "Europäische territoriale Zusammenarbeit") kann beschließen, die 

Verpflichtung nach Artikel 67 Absatz 2a für einen Zeitraum von höchstens zwölf 

Monaten ab dem Tag des Inkrafttretens der Verordnung XXX/YYY nicht 

anzuwenden. 
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Kommt die Verwaltungsbehörde (oder der Begleitausschuss für Programme im 

Rahmen des Ziels 'Europäische territoriale Zusammenarbeit') zu dem Schluss, 

dass die Verpflichtung nach Artikel 67 Absatz 2a einen unverhältnismäßigen 

Verwaltungsaufwand darstellt, kann sie/er beschließen, den Übergangszeitraum 

nach Unterabsatz 1 nach eigenem Ermessen zu verlängern. Die Behörde bzw. der 

Ausschuss setzt die Kommission vor Ablauf des Übergangszeitraums von diesem 

Beschluss in Kenntnis. 

Die Unterabsätze 1 und 2 gelten nicht für Zuschüsse und rückzahlbare 

Unterstützung, bei denen die öffentliche Unterstützung 50 000 EUR nicht 

übersteigt." 

61. Anhang IV wird wie folgt geändert: 

a) Der Einleitungssatz der Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

"Wird ein Finanzinstrument nach Artikel 39a und Artikel 38 Absatz 4 Buchstaben a, 

[...] b und c ausgeführt, so muss die Finanzierungsvereinbarung die Bedingungen für 

die Entrichtung von Beiträgen vonseiten des Programms an das Finanzinstrument 

festlegen und zumindest die folgenden Angaben enthalten:" 

b) Nummer 1 Buchstabe i erhält folgende Fassung: 

"Bestimmungen über die Wiederverwendung von auf die Unterstützung aus den ESI-

Fonds zurückzuführenden Mitteln bis zum Ablauf des Förderzeitraums gemäß 

Artikel 44 und gegebenenfalls Bestimmungen über die differenzierte Behandlung 

gemäß Artikel 43a;" 

c) Nummer 2 Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

"c) Verwendung und Wiederverwendung von auf die Unterstützung aus den ESI-

Fonds zurückzuführenden Mitteln gemäß den Artikeln 43, 44 und 45 und 

gegebenenfalls Bestimmungen über die differenzierte Behandlung gemäß 

Artikel 43a;" 
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62. Anhang XII wird wie folgt geändert: 

-a) Die Überschrift des Anhangs XII erhält folgende Fassung: 

"INFORMATION, [...] KOMMUNIKATION UND PUBLIZITÄT [...] DER 
UNTERSTÜTZUNG AUS DEN FONDS" 

-b) Die Überschrift des Abschnitts 2 erhält folgende Fassung: 

"2. INFORMATIONS- UND KOMMUNIKATIONSMASSNAHMEN FÜR DIE 
ÖFFENTLICHKEIT UND MASSNAHMEN FÜR EINE BESSERE 
PUBLIZITÄT" 

-c) Unterabschnitt 2.1 Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

"1. Der Mitgliedstaat und die Verwaltungsbehörde stellen sicher, dass die 
Informations- und Kommunikationsmaßnahmen im Einklang mit der 
Kommunikationsstrategie durchgeführt werden, um die Publizität und die 
Interaktion mit den Bürgern zu verbessern, und dass mit diesen Maßnahmen 
durch den Einsatz verschiedener, gegebenenfalls an technologische 
Innovationen angepasster Kommunikationsformen und -verfahren auf der 
geeigneten Ebene eine möglichst ausführliche Medienberichterstattung 
angestrebt wird." 

-d) Unterabschnitt 2.1 Nummer 2 Buchstaben e und f erhält folgende Fassung: 

"e) Nennung von Beispielen für Vorhaben für jedes operationelle Programm auf 
der einzigen Website oder der über das Internetportal der einzigen Website 
zugänglichen Website des operationellen Programms, insbesondere im Falle 
von Vorhaben, bei denen der Zusatznutzen der Intervention der Fonds 
besonders sichtbar ist; die Beispiele sollten in einer weit verbreiteten 
Amtssprache der Union, bei der es sich nicht um die Amtssprache oder eine 
der Amtssprachen des betreffenden Mitgliedstaats handeln darf, gehalten 
sein; 

f) Aktualisierung der Informationen, die über die Durchführung des 
operationellen Programms sowie die wichtigsten damit erzielten Erfolge und 
Ergebnisse auf der einzigen Website oder der über das Internetportal der 
einzigen Website zugänglichen Website des operationellen Programms 
eingestellt sind." 
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-e) Unterabschnitt 2.2 Nummer 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"1. Bei allen Informations- und Kommunikationsmaßnahmen des Begünstigten 

und bei seinen Maßnahmen für eine bessere Publizität der Fonds wird auf 

die Unterstützung des Vorhabens aus den Fonds wie folgt hingewiesen:" 

a) In Unterabschnitt 2.2. wird folgende Nummer angefügt: 

"6. Die in diesem Unterabschnitt festgelegten Aufgaben gelten ab dem Zeitpunkt, zu 

dem dem Begünstigten das Dokument gemäß Artikel 125 Absatz 3 Buchstabe c, 

das die Bedingungen für die Unterstützung für das Vorhaben enthält, zur 

Verfügung gestellt wird." 

b) Unterabschnitt 3.1. Nummer 2 Buchstabe f erhält folgende Fassung: 

"f) die Verpflichtung bezüglich der Unterrichtung der Öffentlichkeit über das Ziel des 

Vorhabens und die Unterstützung des Vorhabens aus den Fonds gemäß 

Unterabschnitt 2.2, die den Begünstigten ab dem Zeitpunkt obliegt, zu dem ihnen 

das Dokument gemäß Artikel 125 Absatz 3 Buchstabe c, das die Bedingungen für 

die Unterstützung für das Vorhaben enthält, zur Verfügung gestellt wird. Die 

Verwaltungsbehörde kann die potenziellen Begünstigten auffordern, in ihren 

Anträgen indikative Kommunikationsmaßnahmen zur Verbesserung der 

Publizität der Fonds vorzuschlagen, die in einem angemessenen Verhältnis zum 

Umfang des Vorhabens stehen." 

c) Abschnitt 4 Nummer 1 Buchstabe i erhält folgende Fassung: 

"i) eine jährlich aktualisierte Aufstellung der im Folgejahr durchzuführenden 

Informations- und Kommunikationsmaßnahmen einschließlich Maßnahmen 

zur Verbesserung der Publizität der Fonds, wobei unter anderem den 

Erfahrungen bezüglich der Wirksamkeit dieser Maßnahmen Rechnung 

getragen wird." 
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Artikel 266 

Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 

Die Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates1 wird wie folgt 

geändert: 

1. In Artikel 13 Absatz 2 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

"Sind Vorhaben, die unter Unterabsatz 1 Buchstabe a fallen, auch von Vorteil für das 

Programmgebiet, in dem sie durchgeführt werden, werden die Ausgaben diesen 

Programmgebieten auf der Grundlage objektiver Kriterien [...] anteilig zugewiesen." 

2. Artikel 14 wird wie folgt geändert: 

-a) Folgender Absatz -1 wird eingefügt: 

"(-1) Die allgemeinen Vorschriften für vereinfachte Kostenoptionen im Rahmen 

des ESF sind in den Artikeln 67, 68, 68a, 68b und 69 der Verordnung (EU) 

1303/2013 enthalten." 

a) Absatz 2 wird gestrichen. 

aa) Absatz 3 wird gestrichen. 

b) Absatz 4 wird gestrichen. 

                                                 
1 Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

17. Dezember 2013 über den Europäischen Sozialfonds und zur Aufhebung der Verordnung 
(EG) Nr. 1081/2006 des Rates (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 470). 
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3. Anhang I Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Gemeinsame Outputindikatoren betreffend die Teilnehmer 

Unter "Teilnehmern"1 sind Personen zu verstehen, die unmittelbar von einer ESF-

Intervention profitieren, die sich anhand ihrer Merkmale ermitteln lassen und deren 

Merkmale von ihnen erfragt werden können und für die besondere Ausgaben getätigt 

werden. Sonstige Personen werden nicht als Teilnehmer eingestuft. Alle Daten werden 

nach Geschlecht aufgeschlüsselt. 

Die gemeinsamen Outputindikatoren für Teilnehmer sind die Folgenden: 

– Arbeitslose, auch Langzeitarbeitslose* 

– Langzeitarbeitslose* 

– Nichterwerbstätige* 

– Nichterwerbstätige, die keine schulische oder berufliche Bildung absolvieren* 

– Erwerbstätige, auch Selbstständige* 

                                                 
1 Die Verwaltungsbehörden richten ein System zur Aufzeichnung und Speicherung der Daten 

der einzelnen Teilnehmer in digitalisierter Form gemäß Artikel 125 Absatz 2 Buchstabe d der 
Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 ein. Die von den Mitgliedstaaten eingeführten Regelungen 
für die Datenverarbeitung müssen in Einklang mit der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr (ABl. L 281 vom 
23.11.1995, S. 31), insbesondere Artikel 7 und 8, stehen. 
Bei Daten, die zu den mit * gekennzeichneten Indikatoren übermittelt werden, handelt es sich 
um personenbezogene Daten gemäß Artikel 7 der Richtlinie 95/46/EG. Ihre Verarbeitung ist 
für die Erfüllung der rechtlichen Verpflichtung erforderlich, der der für die Verarbeitung 
Verantwortliche unterliegt (Artikel 7 Buchstabe c der Richtlinie 95/46/EG). Für die 
Begriffsbestimmung von "für die Verarbeitung Verantwortlicher" siehe Artikel 2 der 
Richtlinie 95/46/EG. 
Bei Daten, die zu den mit ** gekennzeichneten Indikatoren übermittelt werden, handelt es 
sich um eine besondere Kategorie personenbezogener Daten gemäß Artikel 8 der Richtlinie 
95/46/EG. Die Mitgliedstaaten können vorbehaltlich angemessener Garantien aus Gründen 
eines wichtigen öffentlichen Interesses entweder im Wege einer nationalen Rechtsvorschrift 
oder im Wege einer Entscheidung der Kontrollstelle andere als die in Artikel 8 Absatz 2 der 
Richtlinie 95/46/EG genannten Ausnahmen vorsehen (Artikel 8 Absatz 4 der Richtlinie 
95/46/EG). 
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– Unter 25-Jährige* 

– Über 54-Jährige* 

– Über 54-Jährige, die arbeitslos sind, einschließlich Langzeitarbeitsloser, oder die 

nicht erwerbstätig sind und keine schulische oder berufliche Bildung absolvieren* 

– Mit Grundbildung (ISCED 1) oder Sekundarbildung Unterstufe (ISCED 2)* 

– Mit Sekundarbildung Oberstufe (ISCED 3) oder postsekundärer Bildung (ISCED 

4)* 

– Mit tertiärer Bildung (ISCED 5 bis 8)* 

– Migranten, Teilnehmer ausländischer Herkunft, Angehörige von Minderheiten 

(u.a. marginalisierte Gemeinschaften, wie etwa die Roma)** 

– Teilnehmer mit Behinderungen** 

– Sonstige benachteiligte Personen** 

Die Gesamtzahl der Teilnehmer wird automatisch auf der Grundlage der 

Outputindikatoren errechnet. 
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Diese Daten über Teilnehmer an einem durch den ESF geförderten Vorhaben werden in 

den jährlichen Durchführungsberichten gemäß Artikel 50 Absätze 1 und 2 und Artikel 

111 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 vorgelegt. 

– Obdachlose oder von Ausgrenzung auf dem Wohnungsmarkt Betroffene* 

– Personen, die in ländlichen Gebieten leben*1 

[…] 

Die Daten über Teilnehmer gemäß den [...] beiden vorstehenden Indikatoren werden in 

den jährlichen Durchführungsberichten gemäß Artikel 50 [...] der Verordnung (EU) Nr. 

1303/2013 vorgelegt. [...] Die Daten zu den [...] beiden vorstehenden Indikatoren 

werden auf der Grundlage einer repräsentativen Auswahl von Teilnehmern innerhalb 

jeder Investitionspriorität gesammelt. Die interne Validität wird derart sichergestellt, 

dass die Daten auf Ebene der Investitionspriorität verallgemeinert werden können." 

                                                 
1 Die Daten werden auf der Ebene kleinerer Verwaltungseinheiten (lokaler 

Gebietskörperschaften) gemäß Verordnung (EG) Nr. 1059/2003 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 26. Mai 2003 über die Schaffung einer gemeinsamen Klassifikation der 
Gebietseinheiten für die Statistik (NUTS) gesammelt (ABl. L 154 vom 21.6.2003, S. 1). 
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Artikel 271 

Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1309/2013 

Die Verordnung (EU) Nr. 1309/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates1 wird wie folgt 

geändert: 

-1. Artikel 4 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Vor allem in Bezug auf Gruppenanträge, an denen KMU beteiligt sind, kann bei 

kleinen Arbeitsmärkten oder unter außergewöhnlichen, von dem beantragenden 

Mitgliedstaat angemessen begründeten Umständen ein Antrag auf einen 

Finanzbeitrag des EGF gemäß diesem Artikel auch dann als zulässig betrachtet 

werden, wenn die unter Buchstabe a oder b genannten Kriterien nicht vollständig 

erfüllt sind, sofern die Entlassungen schwerwiegende Auswirkungen auf die 

Beschäftigung und die lokale, regionale oder nationale Wirtschaft haben. Der 

antragstellende Mitgliedstaat weist zu diesem Zweck in seinem Antrag darauf hin, 

welche dieser Interventionskriterien gemäß Absatz 1 Buchstabe a oder b nicht 

vollständig erfüllt sind. Im Falle von Gruppenanträgen, an denen KMU beteiligt 

sind, die in der gleichen Region ansässig sind, kann sich der Antrag – wenn der 

Mitgliedstaat nachweist, dass KMU in dieser Region die wichtigste bzw. einzige 

Unternehmensform darstellen – ausnahmsweise auf KMU erstrecken, die in 

unterschiedlichen Branchen derselben NACE-Rev.2-Abteilung tätig sind. Der 

Gesamtbetrag der bei Vorliegen außergewöhnlicher Umstände gewährten 

Finanzbeiträge darf 15 % des jährlichen Höchstbetrags des EGF nicht 

übersteigen." 

                                                 
1 Verordnung (EU) Nr. 1309/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

17. Dezember 2013 über den Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung 
(2014-2020) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 (ABl. L 347 vom 
20.12.2013, S. 855). 
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1. Artikel 6 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Abweichend von Artikel 2 können antragstellende Mitgliedstaaten einer Anzahl NEET-

Jugendlichen, die zum Zeitpunkt der Antragstellung jünger als 25 Jahre oder, sofern 

Mitgliedstaaten dies beschließen, jünger als 30 Jahre sind, bis zu einer Zahl, die der 

Anzahl der angestrebten Begünstigten entspricht, aus dem EGF kofinanzierte 

personalisierte Dienstleistungen anbieten, wobei den Personen Vorrang eingeräumt 

werden sollte, die entlassen wurden oder ihre Erwerbstätigkeit aufgegeben haben, sofern 

zumindest ein Teil der Entlassungen im Sinne von Artikel 3 in Regionen auf NUTS-2-

Niveau erfolgt, in denen die Jugendarbeitslosigkeit bei jungen Menschen zwischen 15 

und 24 [...] nach den neuesten verfügbaren jährlichen Daten mindestens 20 % 

beträgt. Die Unterstützung kann NEET-Jugendlichen unter 25 Jahren oder, sofern 

Mitgliedstaaten dies beschließen, unter 30 Jahren in den genannten Regionen auf 

NUTS-2-Niveau [...] gewährt werden."1 

2. Artikel 11 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

"Die in Absatz 1 genannten Aufgaben werden im Einklang mit der Haushaltsordnung 

wahrgenommen." 

                                                 
1 Für laufende Vorhaben ist eine Übergangsbestimmung erforderlich. Gesonderter Absatz in 

Artikel 277 der Omnibus-Verordnung: 
"Im Hinblick auf Finanzbeiträge aus dem EGF einschließlich Unterstützung für NEET-
Jugendliche, deren Laufzeit gemäß Artikel 16 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1309/2013 
am 1. Januar 2018 noch nicht abgelaufen ist, bewertet die Kommission, ob personalisierte 
Dienstleistungen für NEET-Jugendliche für einen Kofinanzierung durch den EGF über den 
31. Dezember 2017 hinaus in Frage kommen. 
Gelangt die Kommission zu dem Schluss, dass dies der Fall ist, so ändert sie die betreffenden 
Beschlüsse über den finanziellen Beitrag entsprechend." 
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3. Artikel 15 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

"(4) Kommt die Kommission zu dem Schluss, dass die Bedingungen für die Bereitstellung 

eines Finanzbeitrags des EGF erfüllt sind, so legt die Kommission einen entsprechenden 

Vorschlag für dessen Inanspruchnahme vor. Das Europäische Parlament und der Rat 

beschließen innerhalb von höchstens einem Monat nach der Befassung des 

Europäischen Parlaments und des Rates einvernehmlich die Inanspruchnahme des EGF. 

Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit, das Europäische Parlament mit der 

Mehrheit seiner Mitglieder und mit drei Fünfteln der abgegebenen Stimmen. 

Die Mittelübertragungen für den EGF werden gemäß Artikel 30 Absatz 5 der 

Haushaltsordnung grundsätzlich innerhalb einer Frist von höchstens 7 Tagen ab der 

Annahme des entsprechenden Rechtsakts durch das Europäische Parlament und 

den Rat vorgenommen." 



 

 

15783/17 ADD 2  bba,tr/HBA/pg 89 
 DG G 2A  DE 
 

Artikel 272 

Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1316/2013 

Die Verordnung (EU) Nr. 1316/2013 wird wie folgt geändert: 

1. Folgendes Kapitel wird eingefügt: 

"Kapitel Va 

Mischfinanzierung 

Artikel 16a 

CEF-Mischfinanzierungsfazilitäten 

(1) Mischfinanzierungsfazilitäten gemäß Artikel 153 der Haushaltsordnung können im 

Rahmen dieser Verordnung für einen oder mehrere der CEF-Sektoren eingerichtet 

werden. Alle Maßnahmen, die zu Vorhaben von gemeinsamem Interesse beitragen, 

sind förderfähig. 

(2) CEF-Mischfinanzierungsfazilitäten werden gemäß Artikel 6 Absatz 3 eingesetzt. 

(3) Der aus dem Gesamthaushalt der Union zu den CEF-Mischfinanzierungsfazilitäten 

geleistete Beitrag darf insgesamt 10 % der Gesamtfinanzausstattung der CEF gemäß 

Artikel 5 Absatz 1 nicht übersteigen. 

Abweichend von Unterabsatz 1 darf der aus dem Gesamthaushalt der Union zu 

den CEF-Mischfinanzierungsfazilitäten geleistete Beitrag im Bereich Verkehr 

insgesamt 500 000 000 EUR nicht übersteigen. 

Werden die 10 % der Gesamtfinanzausstattung der CEF gemäß Artikel 5 Absatz 1 

nicht in vollem Umfang für die CEF-Mischfinanzierungsfazilitäten und/oder die 

Finanzierungsinstrumente verwendet, ist der verbleibende Betrag wieder 

verfügbar zu machen und innerhalb der Gesamtfinanzausstattung der CEF gemäß 

Artikel 5 Absatz 1 aufzuteilen. 

(3a) Der gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a aus dem Kohäsionsfonds übertragene 

Betrag in Höhe von 11 305 500 000 EUR darf nicht zur Bindung von 

Haushaltsmitteln für CEF-Mischfinanzierungsfazilitäten verwendet werden. 
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(4) Die im Rahmen der CEF-Mischfinanzierungsfazilität in Form von Finanzhilfen und 
Finanzierungsinstrumenten gewährte Unterstützung muss der Förderfähigkeit und den 
Bedingungen für die Gewährung einer finanziellen Unterstützung gemäß Artikel 7 
entsprechen. Der Betrag der finanziellen Unterstützung, die für durch eine CEF-
Mischfinanzierungsfazilität unterstützte Mischfinanzierungsmaßnahmen zu gewähren 
ist, wird auf der Grundlage einer Kosten-Nutzen-Analyse, der Verfügbarkeit von EU-
Haushaltsmitteln und der notwendigen Maximierung der Hebelwirkung der 
Unionsmittel angepasst. Die gewährte Finanzhilfe darf die in Artikel 10 festgelegten 
Finanzierungssätze nicht überschreiten. 

(4a) Die Kommission untersucht in Zusammenarbeit mit der EIB die Möglichkeit, dass 
von der EIB im Rahmen der CEF-Mischfinanzierungsfazilitäten systematisch 
Erstausfallgarantien bereitgestellt werden, um Zusätzlichkeit und die Beteiligung 
privater Koinvestoren in der Verkehrsbranche zu ermöglichen und zu 
vereinfachen. 

(5) Die Union, jeder Mitgliedstaat oder andere Investoren können einen Beitrag zu CEF-
Mischfinanzierungsfazilitäten leisten, sofern die Kommission [...] den Spezifikationen 
der Förderfähigkeitskriterien für Mischfinanzierungsmaßnahmen und/oder der 
Investitionsstrategie der Fazilität zustimmt, die aufgrund des zusätzlichen Beitrags und 
zur Erfüllung der in dieser Verordnung enthaltenen Anforderungen bei der 
Durchführung von Vorhaben von gemeinsamem Interesse gegebenenfalls 
erforderlich sind. Diese zusätzlichen Mittel werden von der Kommission im Einklang 
mit Absatz 2 eingesetzt. 

(6) Durch eine CEF-Mischfinanzierungsfazilität unterstützte 
Mischfinanzierungsmaßnahmen werden auf der Grundlage ihres Reifegrads ausgewählt 
und müssen eine sektorale Diversifizierung im Einklang mit den Artikeln 3 und 4 sowie 
eine ausgewogene geografische Verteilung auf die Mitgliedstaaten aufweisen. Sie 
müssen 

a) europäischen Mehrwert erbringen, 

b) den Zielen der Strategie Europa 2020 entsprechen, 

c) nach Möglichkeit einen Beitrag zur Anpassung an den Klimawandel und zur 
Minderung seiner Folgen leisten. 
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(6a) Die Bereitstellung der Mischfinanzierungsfazilitäten und die Auswahl der 

Vorhaben auf der Grundlage der Auswahl- und Vergabekriterien erfolgen im 

Einklang mit den Jahres- und Mehrjahresprogrammen, die gemäß Artikel 17 nach 

dem Prüfverfahren verabschiedet werden. 

(7) Mischfinanzierungsmaßnahmen in Drittländern können durch eine 

Mischfinanzierungsfazilität der CEF [...] unterstützt werden, wenn diese Maßnahmen 

zur Durchführung eines Vorhabens von gemeinsamem Interesse erforderlich sind." 

2. Artikel 17 Absatz 3 Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung: 

"Der Betrag der Finanzausstattung liegt in einer Spanne von 80 % bis 95 % der in Artikel 5 

Absatz 1 Buchstabe a genannten Haushaltsmittel." 

3. In Artikel 22 wird nach Absatz 2 folgender Absatz eingefügt: 

"Die oben genannte Ausgabenbescheinigung ist im Falle von Finanzhilfen, die auf der 

Grundlage der Verordnung 283/2014 über Leitlinien für transeuropäische Netze im Bereich 

der Telekommunikationsinfrastruktur gewährt werden, nicht verpflichtend." 
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Artikel 273 

Änderung der Verordnung (EU) Nr. 223/2014 

Die Verordnung (EU) Nr. 223/20141 wird wie folgt geändert: 

1. Dem Artikel 9 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

"(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für die Zwecke der Änderung von Aspekten eines 

operationellen Programms, die unter die Unterabschnitte 3.5 und 3.6 bzw. unter 

Abschnitt 4 des in Anhang I enthaltenen Musters für das operationelle Programm fallen. 

Ein Mitgliedstaat teilt der Kommission jeden unter Unterabsatz 1 fallenden Beschluss 

innerhalb eines Monats nach dem Datum dieses Beschlusses mit. In dem Beschluss wird 

der Zeitpunkt seines Inkrafttretens angegeben, der nicht vor dem Zeitpunkt des Erlasses 

liegen darf." 

1a. Artikel 23 Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

"(6) Ein Vorhaben kann Unterstützung aus einem oder mehreren operationellen 

Programmen, die aus dem Fonds kofinanziert werden, und aus anderen 

Unionsinstrumenten erhalten, vorausgesetzt, die in einem Zahlungsantrag für den 

Fonds angegebenen Ausgaben werden weder aus einem anderen Unionsinstrument 

noch aus demselben Fonds im Rahmen eines anderen Programms unterstützt. Der 

in einen Zahlungsantrag für den Fonds einzutragende Ausgabenbetrag kann für 

das/die betreffende(n) Programm(e) anteilsmäßig im Einklang mit dem Dokument, 

das die Bedingungen für die Unterstützung enthält, berechnet werden."2 

                                                 
1 Verordnung (EU) Nr. 223/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 

2014 zum Europäischen Hilfsfonds für die am stärksten benachteiligten Personen. 
2 NB: Einigung über die rückwirkende Kraft der Bestimmung gemäß Artikel 280 der Omnibus-

Verordnung. 



 

 

15783/17 ADD 2  bba,tr/HBA/pg 93 
 DG G 2A  DE 
 

2. In Artikel 25 Absatz 3 wird folgender Buchstabe e angefügt: 

"e) Vorschriften für die Anwendung entsprechender Einheitskosten, 

Pauschalfinanzierungen und Pauschalsätze, die in den Unionsstrategien für eine 

ähnliche Art von Vorhaben und Begünstigte gelten." 

3. Artikel 26 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Buchstaben d und e erhält folgende Fassung: 

"d) Kosten von Partnerorganisationen für das Einsammeln, den Transport, die 

Lagerung und die Verteilung von Lebensmittelspenden und damit unmittelbar 

zusammenhängende Sensibilisierungsmaßnahmen; 

e) Kosten für flankierende Maßnahmen, durchgeführt und abgerechnet von den 

Partnerorganisationen, die die Nahrungsmittel und/oder die materielle 

Basisunterstützung direkt oder im Rahmen von Kooperationsvereinbarungen an 

die am stärksten benachteiligten Personen abgeben, zum Pauschalsatz von 5 % der 

unter Buchstabe a angeführten Kosten; oder 5 % des Wertes der gemäß Artikel 16 

der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 abgesetzten Nahrungsmittel." 

b) Folgender Absatz 3a wird eingefügt: 

"(3a) Ungeachtet des Absatzes 2 führt eine Verringerung der in Absatz 2 Buchstabe a 

genannten förderungsfähigen Kosten aufgrund der Nichteinhaltung geltender 

Rechtsvorschriften durch die für den Kauf von Nahrungsmitteln und/oder 

materieller Basisunterstützung zuständige Stelle nicht zu einer Verringerung der 

förderungsfähigen Kosten anderer Stellen, die in Absatz 2 Buchstaben c und e 

genannt sind." 
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3a. Artikel 27 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

"(4) Auf Initiative der Mitgliedstaaten und bis zu einer Obergrenze von 5% der 

Fondsmittel zum Zeitpunkt der Annahme des operationellen Programms können 

zur Durchführung dieser Verordnung notwendige Vorbereitungs-, Verwaltungs-, 

Begleitungs-, administrative und technische Hilfs-, Prüf-, Informations-, Kontroll- 

und Evaluierungsmaßnahmen aus dem operationellen Programm finanziert 

werden. Aus ihm können auch Maßnahmen zur technischen Hilfe und zum 

Kapazitätenaufbau von Partnerorganisationen finanziert werden." 

4. Artikel 30 Absatz 2 Unterabsatz 4 erhält folgende Fassung: 

"Können rechtsgrundlos an eine Empfängereinrichtung für ein Vorhaben gezahlte Beträge 

aufgrund eines Verschuldens oder einer Fahrlässigkeit eines Mitgliedstaates nicht wieder 

eingezogen werden, so haftet der Mitgliedstaat für die Erstattung der entsprechenden Beträge 

an den Haushalt der Union. Die Mitgliedstaaten können beschließen, einen rechtsgrundlos 

gezahlten Betrag nicht wiedereinzuziehen, wenn der von der Empfängereinrichtung 

einzuziehende Betrag (ohne Berücksichtigung der Zinsen) in einem Geschäftsjahr 250 EUR 

an Beiträgen aus dem Fonds an ein Vorhaben nicht übersteigt." 

5. Artikel 32 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

"a) zu überprüfen, ob die kofinanzierten Produkte und Dienstleistungen geliefert bzw. 

erbracht wurden, ob das Vorhaben den anwendbaren Rechtsvorschriften, dem 

operationellen Programm und den Bedingungen für die Unterstützung des 

Vorhabens genügt und 

i) ob – im Falle von Kosten, die gemäß Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe a zu 

erstatten sind – der Betrag der von den Empfängereinrichtungen im 

Zusammenhang mit diesen Kosten geltend gemachten Ausgaben gezahlt 

wurde; 

ii) ob – im Falle von gemäß Artikel 25 Absatz 1 Buchstaben b, c und d 

erstatteten Kosten – die Bedingungen für die Erstattung von Ausgaben 

an die Empfängereinrichtung erfüllt sind;" 
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b) [...] 

"aa) [...] 

6. Artikel 42 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

(3) Die Zahlungsfrist gemäß Absatz 2 kann durch die Verwaltungsbehörde in den 

folgenden hinreichend begründeten Fällen ausgesetzt werden: 

a) Der Betrag des Zahlungsantrags ist nicht fällig, oder die geeigneten Belege, 

darunter die für die Überprüfungen durch die Verwaltung gemäß Artikel 32 

Absatz 4 Buchstabe a erforderlichen Unterlagen, wurden nicht vorgelegt. 

b) In Bezug auf eine mögliche Unregelmäßigkeit mit Auswirkungen auf die 

betreffenden Ausgaben wurde eine Untersuchung eingeleitet. 

Die betreffende Empfängereinrichtung wird schriftlich über die Aussetzung und die 

Gründe dafür informiert. Die Zahlungsfrist läuft von dem Tag an weiter, an dem die 

angeforderten Informationen oder Unterlagen eingehen oder die Untersuchung 

abgeschlossen ist." 

7. Artikel 51 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

(3) Die Dokumente müssen entweder im Original, als beglaubigte Kopien der Originale 

oder auf gängigen Datenträgern vorliegen; dies gilt auch für elektronische Fassungen 

der Originaldokumente und für Dokumente, die ausschließlich in elektronischer 

Fassung vorhanden sind. Liegen Dokumente im Einklang mit dem Verfahren nach 

Absatz 5 auf allgemein üblichen Datenträgern vor, so sind keine Originaldokumente 

erforderlich." 
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Artikel 274 

Änderung der Verordnung (EU) Nr. 283/2014 

Die Verordnung (EU) Nr. 283/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates1 wird wie folgt 

geändert: 

1. Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe e erhält folgende Fassung: 

"e) 'Basisdienste' sind Gateway-Dienste, die eine oder mehrere nationale Infrastrukturen mit 

einer oder mehreren Kerndienstplattformen verknüpfen, sowie Dienste, die die 

Kapazität der digitalen Dienstinfrastrukturen durch Zugang zu Einrichtungen für 

Hochleistungsrechnen, Speicherung und Datenverwaltung steigern." 

2. Artikel 5 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

"(4) Aktionen zugunsten von Vorhaben von gemeinsamem Interesse auf dem Gebiet der 

digitalen Dienstinfrastrukturen werden unterstützt durch 

a) Auftragsvergabe, 

b) Finanzhilfen und/oder 

c) Finanzierungsinstrumente gemäß Artikel 5 Absatz 5." 

2a. In Artikel 5 wird folgender Absatz 4a eingefügt: 

"(4a) Der Gesamtbeitrag aus dem Unionshaushalt zu Finanzierungsinstrumenten für 

digitale Dienstinfrastrukturen darf 10 % des Finanzierungsrahmens für den 

Telekommunikationsbereich gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b der 

Verordnung (EU) Nr. 1316/2013 nicht überschreiten." 

                                                 
1 Verordnung (EU) Nr. 283/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 

2014 über Leitlinien für transeuropäische Netze im Bereich der 
Telekommunikationsinfrastruktur und zur Aufhebung der Entscheidung Nr. 1336/97/EG 
(ABl. L 86 vom 21.3.2014, S. 14). 



 

 

15783/17 ADD 2  bba,tr/HBA/pg 97 
 DG G 2A  DE 
 

2c. Artikel 8 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Auf der Grundlage der gemäß Artikel 22 Absatz 3 der Verordnung (EU) 

Nr. 1316/2013 erhaltenen Informationen tauschen die Mitgliedstaaten und die 

Kommission Informationen über die Fortschritte bei der Umsetzung dieser 

Verordnung sowie entsprechende bewährte Verfahren aus; dies gilt auch für 

Finanzierungsinstrumente. Die Mitgliedstaaten beteiligen gegebenenfalls lokale 

und regionale Gebietskörperschaften an dem Prozess. Die Kommission 

veröffentlicht eine jährliche Übersicht über diese Informationen und übermittelt 

diese dem Europäischen Parlament und dem Rat." 

Artikel 276 

Änderung des Beschlusses Nr. 541/2014/EU 

1. In Artikel 4 des Beschlusses Nr. 541/2014/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

wird folgender Absatz 3 angefügt: 

"(3) Finanzierungsprogramme, die durch die Verordnungen (EU) Nr. 377/2014 und (EU) 

Nr. 1285/2013 sowie durch den Beschluss 2013/743/EU eingerichtet wurden, können 

im Rahmen des Anwendungsbereichs dieser Programme und in Übereinstimmung mit 

ihren Einzel- und Gesamtzielen einen Beitrag zur Finanzierung der in Absatz 1 

genannten Maßnahmen leisten. Diese Beiträge werden im Einklang mit der 

Verordnung (EU) Nr. 377/2014 verwendet. Die Kommission bewertet vor Ende der 

Laufzeit des MFR die neue vereinfachte Finanzregelung und ihren Beitrag zu den 

Zielen des SST-Unterstützungsrahmens." 

 


